
, <r<r 

SECHS ABTEILUNGS-TEACH-INS DES PROJEKTBEREICHS - 

BESUCH DES WISSENSCHAFTSRATS IN DER UNI - 

KAMPF GEGEN FORMIERUNG IN DEN ABTEILUNGEN FÜHREN! 

Die Uni-Vollversammlung vom 27. April hat mit eindeutiger Mehrheit der von AStA und SHB vorgelegten 
Resolution zugestimmt und beschlossen, die jetzt angesetzten Wahlen zum 6-Wochen-Universitätsparlament 
zu boykottieren. Damit protestiert die Studentenschaft gegen die vom Staatskommissar erlassene Wahlord- 
nung zum UP, die die Amtszeit dieses UP auf 6 Wochen beschränkt und damit jede sinnvolle politische Ar- 
beit in diesem Gremium von vornherein unmöglich macht und die außerdem in die Rechte der Studenten 
dadurch eingreift, daß die Fachschaften von der Vorbereitung und Durchführung der Wahlen ausgeschlos- 
sen werden. 

Spartakus und FHV 

verlassen AStA-Koalition 
Der Beschluß der Uni-Vollversammlung vom 27. April, die Wahlen zum 
6-Wochen-UP zu boykottieren, war für Spartakus und FHV, die Koalitions- 
partner des SHB im Vorstand der Studentenschaft (AStA), der Anlaß, aus 
dem AStA auszutreten. 

bochumer Studenten zeitung 

Universität bochum u. klinikum essen 

Die Frage der Beteiligung oder 
Nichtbeteiligung an den Wahlen 
zum 6-Wochen-UP hatte im AStA 
zu politischen Kontroversen ge- 
führt. Die Mehrheit des AStA (Re- 
nate Zimmermann-Eisel, SHB, Rai- 
ner Stollmann, SHB, Manfred Buhl) 
vertrat den Standpunkt, durch 
Wahlen zum 6-Wochen-UP akzep- 
tiere die Studentenschaft die Poli- 
tik von Staatskommissar und Rek- 
torat. Außerdem könne in einem 6- 
Wochen-UP das gemeinsame Kon- 
zept von Studenten und Assisten- 
ten nicht verwirklicht, sondern nur 
eine falsche politische Orientierung 
gegeben werden. 

Robert Farle (Spartakus) hinge- 
gen vertrat die Position, die Stu- 
dentenschaft müsse auf jeden Fall 
auch in diesem UP vertreten sein. 
Aufgrund einer illusionären Ein- 
schätzung des 6-Wochen-UP glaub- 
te Spartakus, dort die inhaltlichen 
Forderungen des Gemeinsamen Ak- 
tionskonzepts durchsetzen zu kön- 
nen — sogar in einer einzigen Sit- 
zung des UP. 

Da innerhalb des AStA sich zwar 
eine Mehrheit für den Boykott des 
6-Wochen-UP aussprach, wir aber 
eine Einigung aller AStA-Mitglie- 
der und Koalitionspartner für we- 
sentlich hielten, beschloß der AStA, 
diese Frage von einer Vollversamm- 
lung entscheiden zu lassen. Der 
FHV schloß sich einen Tag vor der 
Vollversammlung der Position des 
Spartakus an. 

Beschluß der 
Vollversammlung 

Die Vollversammlung hat die po- 
litische Situation an der Ruhr-Uni- 
versität richtig eingeschätzt und 
daher beschlossen, auf die direkten 
Eingriffe des Rektorats und des 
Staatskommissars in die Rechte der 
Studenten mit dem Boykott des 6- 
Wochen-UP zu antworten. 

Politische Beschlüsse von Vollver- 
sammlungen sind von jeher von 
den linken Hochschulgruppen als 
maßgeblich akzeptiert worden, da 
das Studentenparlament zwar den 
AStA wählt, aber politisch keiner- 
lei Funktion hat. Die Vollversamm- 
lung ist daher das unmittelbare 
Korrektiv für die Politik des AStA. 

Spartakus und FHV jedoch er- 
klärten ihren Austritt aus dem 
AStA, weil sie auf der Vollver- 
sammlung trotz der Unterstützung 
durch die rechten Hochschulgrup- 
pen unterlegen waren. 

UP Prestigefrage? 
Der SHB hatte die Frage der Be- 

teiligung oder Nichtbeteiligung an 
den UP-Wahlen nicht zur eigenen 
Prestigefrage erhoben. Der SHB 
vertritt den Standpunkt, daß er im 
AStA den Beschluß einer Vollver- 
sammlung ausführen muß, solange 
dieser seine langfristige Strategie 
nicht vereitelt. Er war der Mei- 
nung, daß der Aufruf zum Wahl- 
boykott nur dann Sinn hätte, wenn 
er von genügend aktiven Studen- 
ten unterstützt würde. Bei Ableh- 
nung durch die Vollversammlung 
hätte er nicht weiter zum Wahl- 
boykott aufgerufen, sondern sich 
der Entscheidung der Vollversamm- 
lung unterworfen. 

Robert Farle 

Spartakus: 
Verdrehungen und 
Illusionen 

Nicht so Spartakus. Er wollte die 
Vollversammlung nur zur Akkla- 
mation der eigenen Position und 
zog aus der Ablehnung seiner Re- 
solution durch die Vollversamm- 
lung keine Konsequenz. 

Vielmehr versuchte er hinterher, 
die Vollversammlung als irrelevant 
hinzustellen, obwohl sie von über 
700 Studenten besucht war, von de- 
nen bei der Abstimmung noch 
zwei Drittel anwesend waren. Ob- 
wohl er selbst auch mit Unterstüt- 
zung der BSU-Anhänger, deren 
Ziele Spartakus sonst doch ablehnt, 
noch klar unterlegen war, versucht 
er, die Mehrheit der Vollversamm- 
lung als „einige SHB-Lcute und 
ML-Sektierer" wegzuleugnen. 

Keine grundsätzliche 
Absage an Gremienarbeit 
Dieser Beschluß bedeutet keine 
grundsätzliche Ablehnung jeglicher 
Arbeit im UP. Das wird von Spar- 
takus immer wieder so fälschlich 
dargestellt. In der Resulution, die 
die Vollversammlung verabschiedet 
hat, steht jedoch ausdrücklich 
(Punkt 6), daß in der Studenten- 
schaft auf der Grundlage des Ge- 
meinsamen Aktionskonzepts die in- 
haltlichen Voraussetzungen ge- 
schaffen werden müssen für die 
zukünftige UP-Arbeit. 

Dieser Punkt wurde auf der Voll- 
versammlung einzeln abgestimmt 
und gegen die Stimmen der Roten 
Zellen und des KSB/ML von den 
Studenten der Vollversammlung 
angenommen. Der Vorwurf des 
Spartakus, die Resolution sei nur 
mit den Stimmen von SHB und ei- 
nigen „ML-Sektieren" durchgesetzt 
worden, ist schon deshalb lächer- 
lich. 

Die Mehrheit der Vollversamm- 
lung lehnte vielmehr die kritiklose 
UP-Euphorie von Spartakus und 
BSU ab und folgte der Argumenta- 
tion des SHB: Keine prinzipenlose 
Mitarbeit in jedem Gremium, in 
dem uns Mitwirkungsrechte einge- 
räumt sind, 
sondern Abschätzung der politi- 
schen Vor- und Nachteile, die uns 
eine solche Mitarbeit bringt. 

Prinzipienlose Mitarbeit und II- 
lusionsmacherei unterstützt die Be- 
strebungen des Staates, uns in sei- 
ne Institutionen zu integrieren und 
die politische Studentenbewegung 
zu zerschlagen. 

Diesen Versuchen müssen wir mit 
den uns zur Verfügung stehenden 
Mitteln politisch begegnen. Wahl- 
boykott ist ein Mittel des politi- 
schen Kampfes! 

Beteiligung am 6-Wochen- 
UP = politische 
Kapitulation 
Durch die Ausschreibung der Wahl- 
len zu einem 6-Wochen-UP haben 
Rektorat und Staatskommissar die 
besten Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen, die politische Studenten- 
bewegung zu pazifizieren und die 
Aktivität der Studenten dorthin zu 
lenken, wo sie kontrollierbar und 
steuerbar sind: nämlich in ein 
Rumpf-Universitätsparlament, in 
dem wir zwar mitspielen dürfen, 
auf dessen Spielregeln wir jedoch 
keinen Einfluß haben. 

Gegen das 6-Wochen-UP spricht: 
1. Zwei Wahlen zum UP innerhalb 
eines Semesters setzen falsche 
Schwerpunkte für die politische 
Arbeit des Sommersemesters. Das 
zeigt schon der massive Kampf des 
Spartakus für dieses UP mit illu- 
sionären Versprechungen. 
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| Abteilung 
| Wirtschaftswissen- 
I schaft: 

| Durchfallquote: 

| Zwischenprüfung 42% | 
| Diplomprüfung 38% | 
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Für Spartakus war nämlich die 
Entscheidung der Vollversammlung 
gegen das 6-Wochen-UP nicht ver- 
einbar mit seiner generellen Stra- 
tegie. Das zeigt eindeutig, daß 
Spartakus der Illusion unterliegt, 
das UP sei das wesentliche Instru- 
ment der studentischen Interessen- 
vertretung. Eine solche einseitige 
Fixierung auf das UP widerspricht 
nicht nur dem Aktionsprogramm, 
das die Grundlage unserer AStA- 
Arbeit bildet (abgedruckt in BSZ 
Nr. 65), sondern auch der Ein- 
schätzung von Gremienpolitik, wie 
sie im gemeinsamen Aktionspro- 
gramm des AStA und des Vor- 
stands der Assistentenschaft zum 
Ausdruck kommt. 

Spartakus gremienfixiert 
Spartakus wirft dem AStA vor, 

den Kampf gegen „Rechts" nicht 
führen zu wollen. Er sagt, man 
dürfe „Machtpositionen" wie das 
UP nicht aufgeben und gibt zugun- 
sten des UP sogar den AStA auf, 
der als studentisches Dachorgan 
nicht, wie das UP, nur abgeleitete 
institutionelle Interessen der Stu- 
denten vertritt, sondern auch die 
sozialen und Studieninteressen, und 
der somit in viel engerer Beziehung 
zur Mehrheit der Studenten steht 
als ein Gremium wie das UP. Sol- 
ches Verhalten unterstreicht in ek- 

2. Der Übergangscharakter dieses 
UP bestimmt auch von vornherein 
die Aufgaben, die dieses UP erfül- 
len kann. Diese Aufgaben sind rein 
administrativer Art (u. a. Ände- 
rung der Wahlordnung zum UP). 
Die Verfechter des 6-Wochen-UP 
stehen damit in eklatantem Wider- 
spruch zum „Gemeinsamen Akti- 
onskonzept der Assistenten und 
Studenten der RUB", das die in- 
haltliche Arbeit im Interesse von 
Studenten und Assistenten (z. B. 
Beschlüsse über progressive Stu- 
dien- und Prüfungsordnungen) zum 
Prinzip für die Mitarbeit im UP 
erhebt. 
3. Durch die von Staatskommissar 
Saß erlassene Wahlordnung wurde 
massiv in die Rechte der Studen- 
tenschaft eingegriffen. 

Rektorat will „geregelte 
Auseinandersetzung" 

Die Intention des Rektorats ist 
klar: 
Ihm liegt am Zustandekommen ei- 
nes UP, weil auch dem Rektorat 
ein Staatskommissar politisch un- 
bequem ist. Das Rektorat will je- 
doch das UP dazu benutzen, die 
Studenten in das bestehende Herr- 
schaftssystem zu integrieren. Die 
„geregelte hochschulpolitische Aus- 
einandersetzung im Universitäts- 
parlament" (Rektorats-Flugblatt v. 
23. 4.) soll dazu dienen, Interessen- 
gegensätze zwischen den Mitglieds- 
gruppen der Universität zu nivel- 
lieren und den Studenten das Ge- 
fühl zu vermitteln, Rektorat und 
Dozentenschaft seien ihre Bündnis- 
partner im gemeinsamen Bestreben 
einer „geregelten" Selbstverwal- 
tung der Universität. 

Die Folge davon wird die Schwä- 
chung der politischen Studentenbe- 
wegung sein. Durch die Einfluß- 
nahme hat das Rektorat die besten 
Voraussetzungen dafür geschaffen, 
sein Ziel der politischen Schwä- 
chung und Integration der Studen- 
ten zu erreichen. 

Staatskommissar 
salonfähig machen? 

Die Uni-Vollversammlung am 9. 
12. 70 hat beschlossen, den Staats- 
kommissar mit allen Mitteln zu be- 
kämpfen. Diesen Kampf führen wir 
selbst ad absurdum, wenn wir die 
Bedingungen hinnehmen, die uns 
der Staatskommissar für die In- 
stallierung eines neuen UP setzt. 
Spartakus scheint nicht zu begrei- 
fen, daß der Staat solche Repres- 
sionsmittel immer wieder einsetzen 
wird, wenn sie sich einmal bewährt 
haben. Eine studentische Beteili- 
gung an dem 6-Wochen-UP ist die 
beste Bewährungsprobe für direkte 
staatliche Eingriffe in die Universi- 
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latanter Weise die Gremienfixiert- 
heit des Spartakus, die er selbst 
immer bestreitet. 

Fred Blecher 

Linke Einheit zerstört 
Sicher ist, daß Spartakus die 

Rechtskräfte, die er bekämpfen 
will, durch seine Entscheidung un- 
terstützt. Sein polemischer Kampf 
gegen die linke Mehrheit im AStA 
und der Versuch, die Durchsetzung 
der Resolution der Vollversamm- 
lung durch demagogische Wahlwer- 
bung zu sabotieren, nützt kaum der 
Profilierung und Festigung ideolo- 
gischer Positionen, geschweige denn 
der Verbreiterung der demokrati- 
schen Basis. Sie nützt den Rechts- 
kräften, denn der notwendige 
Kampf gegen „Rechts" kann solange 
nicht wirksam geführt werden, wie 

ät. Der Beschluß der Vollversamm- 
lung, das 6-Wochen-UP zu boykot- 
tieren, ist die konsequente Fortset- 
zung der studentischen Politik und 
die einzig richtige Antwort auf den 
Versuch, uns politisch zu schwä- 
chen! 

Bündnis mit 
Assistentenschaft 
nicht gefährdet 

Spartakus versucht mit allen Mit- 
teln, die Politik des AStA und die 
Entscheidung der Vollversammlung 
gegen das 6-Wochen-UP zu verteu- 
feln. Sein Hauptargument ist, der 
AStA zerschlage „mutwillig" das 
seit dem letzten Semester beste- 
hende Bündnis zwischen Studen- 
tenschaft und Assistentenschaft. 
Glaubt Spartakus, sich durch sol- 
che sachlich schlicht falschen Be- 
hauptungen besser profilieren zu 
können? 

Das Bündnis zwischen AStA und 
Assistenschaft besteht nach wie vor. 
Seine Grundlage ist das gemeinsam 
erarbeitete Aktionskonzept, das 
auf Seiten der Studenten nicht 
Spartakus erarbeitet hat, sondern 
Renate Zimmermann-Eisel (SHB) 
und Manfred Buhl. Der Assisten- 
tenrat hat ausdrücklich betont, daß 
er „trotz der unterschiedlichen Ein- 
schätzung der Lage bei den Wahlen 

CABORA- 

BASSA 

S. 4 

die linken Gruppen sich unterein- 
ander auch in Einzelfragen be- 
kämpfen. 

Prozesse vertagt! 

Die Prozesse der Heimbewohner 
des Thadden- und Hardenberghau- 
ses gegen die Träger der Heime 
sind vorerst vertagt (Neuer Thad- 
den-Termin: 26. Mai 71). Interes- 
sant ist das zynische Argument des 
Rechtsanwaltes der ev. Landeskir- 
che, Träger des Thaddenheimes, die 
Mieterhöhungen seien nicht zu 
hoch, viele Studenten zahlten ja 
die neue Miete (im Mai werden 
ziemlich sicher 80 Prozent strei- 
ken). Wie sieht wohl die Alterna- 
tive von Rechtsanwalt Bartels aus? 

Wem die Mieten zu hoch sind, der 
soll wohl im Wald schlafen, oder? 

Die Devise „Was bezahlt wird, 
ist auch sozial gerecht" ist jeden- 
falls eine sehr bezeichnende Hal- 
tung für die auf ihre sozialen Ein- 
richtungen stolze Kirche. rst. 

AStA setzt 
seine Politik fort 

Der SHB hat den Bruch der 
AStA-Koalition nicht gewollt. Der 
AStA wird seine seit einem Drei- 
vierteljahr durchgeführte und von 

zum Universitätsparlament diese 
Grundlage (des Bündnisses) nicht 
in Frage gestellt" sieht (Beschluß 
des Assistentenrats vom 28. 4. 71). 

Vertretet Eure Interessen 
selbst! 

Der AStA ruft alle Studenten 
und Assistenten auf, sich im Som- 
mersemester aktiv an den Kampag- 
nen gegen das Hochschulrahmenge- 
setz und Ausbildungsförderungsge- 
setz, für den Ausbau des Projekt- 
bereiches Lehrerausbildung, für 
Aktivierung der Abteilungsarbeit 
zu beteiligen. 

Wir rufen alle politischen Hoch- 
schulgruppen und Einzelkandidaten 
auf, dem Beschluß der Vollver- 
sammlung zu folgen und das 6- 
Wochen-UP zu boykottieren! 

Füllt die Forderungen des Ak- 
tionsrats mit Inhalt! Erarbeitet sol- 
che Studienordnungen und Abtei- 
lungssatzungen, für die es sich im 
nächsten UP zu kämpfen lohnt! 
Für das Gemeinsame Aktionskon- 
zept! 

Für den Boykott des 6-Wochen-UP! 
Für die inhaltliche Arbeit in Fach- 
schaften, Projektbereichen, Basis- 
gruppen, Rote Zellen, Abteilungs- 
gruppen! 

HONNEF WIRD 

ABGESCHAFFT! 

S. 5 

der Vollversamllung ständig bestä- 
tigte Politik jedoch unbeirrt fort- 
setzen: 
— Vertretung der sozialen und Stu- 

dieninteressen zur Verbesserung 
der konkreten Studiensituation; 
z. B. durch Schaffung von Kom- 
munikationszentren wie rub-pub; 
Zusammenarbeit mit dem Stu- 
dienbüro; Initiativgruppen und 
Einzelaktionen; 

— intensive Unterstützung und 
Anregung inhaltlicher Arbeit in 
Fachschaften und Projektberei- 
chen, Basisgruppen, Roten Zel- 
len etc.: Ziel ist die Auseinan- 
dersetzung mit den gebotenen 
Studicninhalten, Studienord- 
nungen und Studienzielen sowie 
mit der Berufsperspektive und 
die Erarbeitung konkreter Al- 
ternativen, die in der Studenten- 
schaft vermittelt werden müs- 
sen; 

— zentrale Informationskampagne 
über die staatlichen Pläne und 
Maßnahmen zur vollkommenen 
Lenkung der Universität, über 
die inhaltlichen Bestimmungen 
von Hochschulrahmengesetz und 

Ausbildungsförderungsgesetz 
und ihre Auswirkungen auf die 
Studenten; 

— Aktivstreik im ganzen vds ge- 
gen die Verabschiedung von 
Hochschulrahmengesetz und 
Ausbildungsförderungsgesetz. rze * 

Robert Farle als AStA-Mitglied, Walter Ulbricht als Parteichef zurückgetreten: 

AStA-Politik setzt sich durch! 
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POLIZEIAKTION 

GEGEN STUDENTEN? 

Was ist wichtiger? Daß 15 Professoren und Assisteten in eine elitäre Wohnung umziehen kön- 
nen oder daß 75 Studenten überhaupt eine Wohngelegenheit erhalten? Ohne Zögern gibt Woh- 
nungsfürsorgereferent VOGL von der SEEL-Administration den sozial starken Landesbedien- 
steten (Förderungsgruppe 2) den Vorzug, ohne auch nur dabei die Spur eines schlechten Ge- 
wissens zu zeigen. 

Doch konkret: In der Hustadt woh- 
nen zur Zeit 270 Studenten. Diese 
Möglichkeit wurde 1968 geschaffen, 
als sich nicht genug der sozial Star- 
ken bereitfanden, den damals vor- 
herrschenden Baustellenlärm und 
-dreck in Kauf zu nehmen. Inzwi- 
schen sind die Wohnblocks in der 
Hustadt fertiggestellt und damit 
zu einer attraktiven Wohngegend 
geworden. 

Auf einmal merkt man bei der 
SEEL-Administration, daß jetzt 
diese Wohnungen mit gutem Ge- 
wissen den Profs, angeboten wer- 
den können. Was liegt näher, als 
die ohnehin unterprivilegierten 
Studenten einfach umzusiedeln? 
Zwar werden durch das Akafö, dem 
Vermieter dieser Wohnungen, Er- 
satzplätze in der Overbergstraße 
angeboten, die vorher verschiede- 
nen Uni-Instituten als Büroräume 
gedient haben, doch müssen diese 
eigentlich jenen zugeteilt werden, 
die bisher noch vergeblich nach 
einem Wohnplatz in Bochum fahn- 
deten und deshalb weiterhin täg- 
lich weite Anfahrtswege auf sich 
nehmen müssen (der Pendlerkreis 
der Studenten bewegt sich bis nach 
Hamm, Hagen, Düsseldorf, d. h. bis 
zu eineinhalb Stunden Fahrtzeit). 

Wie ist die Lage auf dem Bochu- 
mer Wohnungsmarkt? Zu Beginn 
dieses Semesters benötigen ca. 
2000 Studenten einen Wohnplatz. 
Auf dem privaten Sektor ist so gut 
wie nichts zu holen. Der Referent 
für Bauangelegenheiten HAPPE 
kann ebenfalls nur mit einem neuen 
Wohnheim mit 99 (!) Plätzen zu Be- 
ginn dieses Semesters aufwarten! 
Weitere Wohnheime werden vor 

Beginn des WS 1972/73 mit Sicher- 
heit nicht fertig. Wer's nicht 
glaubt, möge Referent HAPPE fra- 
gen. 

Und ein weiterer Aspekt ist von 
entscheidender Bedeutung: Durch 
die Wohnraumknappheit werden 
die Preise in krimineller Weise 
nach oben getrieben (WAZ v. 28. 4. 
71: 150,— DM Angebot für eine 
Studentin, die am Wochenende 
nach Hause fahren muß), und das 
nicht nur auf dem privaten Sektor, 
sondern ebenfalls in den Bochumer 
Studentenheimen. (Hardenberg- 
Haus, Thadden-Haus, Roncalli- 
Haus, Hegge-Kolleg etc.) 
Diese Auswirkungen sind entschei- 
dend darauf zurückzuführen, daß 
die Uni-Verwaltung in abenteuer- 
licher Weise die Studenten ver- 
schaukelt. 

Nachdem die Uni jetzt immer 
größere Kapazitäten anbieten kann 
(Hochrechnung für das WS 71/72: 
mindestens 18 000 Studienplätze!), 
wird auch der Zuzug weiterer Stu- 
denten in großem Ausmaße (min- 
destens 4 000 Neuimmatrikulierte 
im nächsten Wintersemester) zu 
erwarten sein. Wo sollen sie hin? 
Das weiß heute keiner zu sagen, 
am allerwenigsten die Uni-Verwal- 
tung. Der Wohnungsnotstand 
nimmt also immer bedrohlichere 
Formen an. Und keiner will den 
Studenten ernsthaft helfen. Im Ge- 
genteil: 75 Studenten sollen in die 
Overbergstraße umziehen und da- 
mit anderen Kommilitonen die 
Wohnplätze stehlen, nur damit 
Profs und Assistenten weiter ihre 
Privilegien behalten können. Woh- 
nungen in der Größenordnung der 

Hustadtwohnungen sind aber 
durchaus auf dem freien Woh- 
nungsmarkt zu bekommen. 

Die Hustadt-Studenten haben 
sich angesichts dieser für die Ge- 
samtheit der Wohnungssuchenden 
Kommilitonen nahezu hoffnungs- 
losen Situation einstimmig dazu 
entschlossen, die Wohnungen nicht 
freiwillig zu räumen und damit 
auch keinen Kommilitonen ein 
Zimmer zu stehlen. Sie werden viel- 
mehr die Wohnungen auch dann 
besetzt halten, wenn ihnen dort das 
Wohnrecht entzogen wird. Es wird 
sich zeigen, ob die SEEL-Admini- 
stration es sich leisten kann, vor 
aller Öffentlichkeit eine Räu- 
mungsklage nicht nur zu erheben, 
sondern sie im Falle eines Prozeß- 
gewinns auch durch eine Hundert- 
schaft Polizei ausführen zu lassen. 

Damit hätten sie sich wieder ein- 
mal als Interessenvertreter der pro- 
fessoralen Privilegien und somit 
als antisozial erwiesen. Für unse- 
ren Wohnraum müssen wir kämp- 
fen, denn geschenkt wird uns 
nichts. Die berechtigten Interessen 
der Studenten können nur die Stu- 
denten selbst in die Hand nehmen, 
sonst werden sie auch weiterhin 
durch die Bürokratie unterdrückt! 
Stellt Anträge auf einen Wohn- 
platz in Bochum! Wendet Euch an 
das Akafö, Baracke 4! Nehmt nicht 
länger die unsozialen Anfahrtswe- 
ge in Kauf! Besetzt das freiwerden- 
de Heim in der Overbergstraße! 
Der AStA wird diese Aktion unter- 
stützen! 

Helmut Kurpium 
Jürgen Hölterhoff 

Hustadt 

Projektbereich-Plattform 

Die hier abgedruckte vorläufige Plattform des Projektbereichs Lehrerausbildung gibt den derzeitigen Stand der 
Diskussion wieder. Sie ist so gehalten, daß sich alle linken Hochschulgruppen mit ihr konstruktiv auseinanderset- 
zen können. Sie ist für Verbesserungsvorschläge offen. Eine der ersten Aufgaben der unten skizzierten Projekt- 
bereichs-Vollversammlung müßte es sein, diese Plattform zu verabschieden. 

I. Vorbedingungen 
Die Formierung auf dem Bildungs- 
sektor schreitet fort. Nach der Ver- 
abschiedung der Landeshochschul- 
gesetze stehen nun Hochschulrah- 
mengesetz, Ausbildungsförderungs- 
gesetz, Graduiertengesetz, Statisti- 
kengesetz u. a. zur Diskussion. Kon- 
kret soll durch diese Gesetze die 
Vereinheitlichung des bisher viel- 
fältig gegliederten Ausbildungswe- 
sens erreicht werden. Diese Verein- 
heitlichung ermöglicht erst jene 
Maßnahmen, die die Herrschenden 
ergreifen müssen, um mit einem 
Minimum an finanziellem Aufwand, 
bei Beibehaltung der bisherigen 
Rüstungsprioritäten, die Anpas- 
sung der Auszubildenden an die im 
Zuge der wissenschaftlich-techni- 
schen Revolution benötigten höhe- 
ren, weil disponibleren Qualifika- 
tionsniveaus in der Sekundärschule 
durchsetzen zu können. Einzelne 
dieser Maßnahmen sind: Schullauf- 
bahn und Studienberatung (d. h. 
Interessenmanipulation), Verkür- 
zung und Überwachung der Stu- 
dien (d. h. Erhöhung des Leistungs- 
drucks), finanzielle Restriktionen 
im Förderungsbereich (d. h. Diszi- 
plinierung besonders der auf staat- 
liche Förderung Angewiesenen). 

Die inhaltliche Neudefinition von 
Schulfächern und Studiengängen 
hält damit nicht Schritt: zum einen 
ist die Curriculum-Forschung län- 
gerfristig angelegt — sie wird kaum 
vor Ende dieses Jahrzehnts prak- 
tische Konsequenzen nach sich zie- 
hen — zum anderen soll durch die 
starke Betonung eines „staatlichen 
Lenkungsausschuß" im neugegrün- 
deten Curriculum-Institut erreicht 
werden, daß dieses Institut sich von 
vornherein gar nicht erst mit der 
Realisierung von Zielen im Interes- 
se der Unterschichten (Chancen- 
gleichheit, individuelle Förderung), 
sondern gleich mit der Anpassung 
der inhaltlichen an die bis dahin 
bereits durchgeführten organisato- 
rischen „Reformen" befaßt. Die Re- 
aktion der Betroffenen entspricht 
bisher in keiner Weise dem Ge- 
wicht der geplanten Maßnahmen. 
Ihre schrittweise, daher fast un- 
merkliche Realisierung droht eine 
massive Gegenwehr zu verhindern. 
Andererseits hat sich dort, wo die- 
se Maßnahmen gar zu offensich- 
lich waren (Diplomprüfungsord- 
nung Mathematik, Naturwissen- 
schaften), gezeigt, daß die Studen- 
ten bei bewußtseinsmäßiger Erfas- 
sung der Ereignisse zum Wider- 
stand bereit sind. 

Die Konsequenzen aus dieser Er- 
kenntnis muß deshalb sein: Massi- 
ve Informierung der Studenten 
über den Gesamtkomplex der ge- 
planten Maßnahmen und Versuch, 
sie für aktive Arbeit zu deren Ver- 
hinderung zu gewinnen. 
II. Projektbereiche 
Bei allen objektiv gleichen beruf- 
lichen Perspektiven für alle Stu- 
denten (d. i. Inpflichtnahme für die 
Interessen des kapitalistischen 
Staates) stellen sich diese Perspek- 
tiven für einzelne Studentengrup- 
pen doch subjektiv verschieden dar; 
d. h. angehende Lehrer werden von 
der Unterwerfung der Wissenschaft 
unter die Kapitalinteressen in an- 
derer Form betroffen als z. B. Na- 

turwissenschaftler. Deshalb ist es 
notwendig, diese jeweils verschie- 
dene subjektive „Interessenlage" 
aufzugreifen und nuztbar zu ma- 
chen. Den Projektbereichen liegt 
diese Erkenntnis zugrunde; unter 
Berücksichtigung der jeweiligen 
beruflichen Perspektive soll die 
oben bezeichnete objektive Er- 
kenntnis gefördert werden und zu 
gemeinsamen Kampfformen füh- 
ren. 
III. Projektbereich Lehrerausbil- 
dung 
Ausgehend von dieser Grundein- 
schätzung legte der Projektbereich 
Lehrerausbildung zunächst ein „In- 
fo 1" vor, das die gesellschaftlichen 
Bedingungen für die Formierung 
des Bildungssektors und die geplan- 
ten Konsequenzen für Schule und 
Hochschule darstellte. Es stellte 
sich heraus, daß dieses Info allein 
nicht ausreichte, um den Studen- 
ten ihr ganz persönliches Betrof- 
fensein klarzumachen. Deshalb 
wurde ein zweites Info erstellt, das 
die Situation der einzelnen Fächer 
umriß. Aufsehenerregendstes Re- 
sultat dieser Untersuchung: Verla- 
gerung der schulischen Schwer- 
punkte von den nicht unmittelbar 
profitablen Geisteswissenschaften 

hin zu den Naturwissenschaften. 
Diese Entwicklung beweist erneut 
die Notwendigkeit des Projektbe- 
reichs: nur durch die Zusammen- 
fassung aller Lehrerstudenten kann 
verhindert werden, daß z. B. die 
Geisteswissenschaftler rein lobby- 
istisch ihre Position auf Kosten der 
Naturwissenschaften zu verteidigen 
versuchen, nur so kann den Leh- 
rern ihre gemeinsame Klassenlage 
vermittelt werden, die freilich erst 
noch weiter definiert werden müß- 
te. 

Die jüngste Entwicklung um den 
Bildungsgesamtplan (weitere finan- 
zielle Abstriche) sollte auch dem 
letzten die Illussion rauben, daß 
mit den organisatorischen, rein re- 
striktiven Maßnahmen auch eine 
inhaltliche Neubestimmung (Demo- 
kratisierung von Lehrinhalten) ein- 
hergehen könnte. Daraus ergibt 
sich für den Projektbereich inhalt- 
lich einerseits die Aufgabe, Grund- 
züge einer demokratischen Studien- 
und Schulreform zu entwerfen, für 
deren Verwirklichung zu kämpfen 
und im Falle ihrer Ablehnung durch 
die Herrschenden die Gründe auf- 
zuzeigen, andererseits aber darauf 
zu achten, daß nicht durch eine zu 
intensive, isolierte Beschäftigung 
mit Problemen des einzelnen Fa- 
ches die gesamtgesellschaftliche Si- 
tuation (sozio-ökonomische Hinter- 
gründe der Formierung) unbeach- 
tet bleibt und gemeinsame Kampf- 
maßnahmen vernachlässigt werden. 
V. Organisatorische Maßnahmen 
Unter diesen Bedingungen gilt es, 
an Hand der Ergebnisse des „Info 2" 
in den einzelnen betroffenen Abtei- 
lungen Fuß zu fassen. Es empfiehlt 
sich folgende Aufteilung: 
1. Fremdsprachen 
2. Deutsch/Germanistik 
3. Geschichte/Sozialwissenschaften 
4. Geographie 
5. Mathematik 
6. Naturwissenschaften (Biologie, 

Chemie, Physik) 
evtl. 7. musische Fächer, Sport. 

In den nächsten Wochen sollten 
zu diesen sechs Bereichen Abtei- 
lungsteach-ins veranstaltet werden, 
bei denen die Ergebnisse des „Info 2" 
fachspezifisch diskutiert und Pro- 

jektbereichs-Abteilungsgruppen 
gegründet werden sollen. Diese 
Gruppen könnten im beschriebenen 
Sinn Grundzüge progressiver Al- 
ternativen entwickeln, und zwar an 
Hand der vorliegenden, im „Info 2" 
nicht berücksichtigten Reformvor- 
stellungen nicht offiziellen Charak- 
ters. 

Um der Gefahr des fruchtlosen 
Versinkens in resonanzlose Arbeit 
zu entgehen, ist es nötig, die Ar- 
beitsergebnisse den Studenten zu 
vermitteln und zur Mitarbeit an 
Gegenmaßnahmen anzuregen: 
ebenso nötig ist es jedoch, die zen- 
trale Projektbereichsgruppe beizu- 
behalten, in der die Arbeit der Ein- 
zelgruppen abgestimmt und für ge- 
meinsame Aktionen nutzbar ge- 
macht werden sollte. Diese zentra- 
le Gruppe umfaßt „freie" Mitarbei- 
ter, die sich mit übergreifenden 
Fragen organisatorischer und theo- 
retischer Art beschäftigen (z. B. Be- 
gleitstudium), und Delegierte der 
Einzelgruppen. Die zentrale Grup- 
pe macht sich die organisatorischen 
Möglichkeiten des AStA zunutze, 
wie auch die Einzelgruppen von den 
Möglichkeiten der Fachschaften 
profitieren sollten. Diese zentrale 
Gruppe tagt wöchentlich. Daneben 
sollte es eine monatliche Vollver- 
sammlung geben, die die politi- 
schen Perspektiven des Projektbe- 
reichs und gemeinsame Aktionen 
diskutiert und beschließt. 

Dieses Konzept ist nur durchsetz- 
bar, wenn es von den Fachschaften, 
die letztlich auch von dieser Arbeit 
profitieren, unterstützt wird. 

Um den Projektbereich zu einer 
schlagkräftigen Organisation zu 
machen, ist es notwendig, ihn län- 
gerfristig über diesen Rahmen hin- 
auswirken zu lassen. Dazu muß zu- 
nächst in den anderen Universitä- 
ten eine ähnliche Arbeit gefördert 
oder dort, wo noch nötig, über- 
haupt erst angeregt werden. Der 
neugegründete Regionalverband 

Ruhr muß ausgebaut werden und 
mindestens jene Hochschulen zu- 
sammenfassen, die zum Einzugsbe- 
reich des NRW-Hochschulgesetzes 
gehören. Die Zusammenarbeit mit 
Schülern, Lehrern und Assistenten 
muß fortgeführt werden. Erst wenn 
sich der Projektbereich in der Wei- 
se konsolidiert hat, daß er sich auf 
eine breite Basis aktiver (d. h. ar- 
beitender) Mitglieder stützen kann, 
sollte an einem Anschluß an den 
DGB (über GEW) gedacht werden; 
denn nur so kann garantiert wer- 
den, daß sein politisches Profil auch 
unter den Bedingungen einer Mas- 
senorganisation gewahrt bleibt. 

Ein derartiger Anschluß an den 
DGB als der breitesten Organisati- 
on der werktätigen Bevölkerung 
erscheint sinnvoll, weil ein Groß- 
teil der Studenten und der Lehren- 
den aller Ausbildungsbereiche zu- 
nehmend dem Kapitalverwertungs- 
prozeß unterworfen wird. (Produk- 
tivkraft Wissenschaft, Ausbildung 
der Produktivkraft Arbeit), ihre 

An alle Studierenden 
in den G-Gebäuden 

Wenn ihr die Stühle aus der Cafe- 
teria nach draußen setzt, stellt sie 
nur auf den Kiesbelag. Wenn die 
Stühle woanders stehen, wird es 
eines Tages durch die Decken der 
Hörsäle tropfen. Da man nicht ge- 
nau berechnen kann, daß sich die 
undichten Stellen über den Pulten 
der Profs befinden, empfiehlt es 
sich dringend, die Stühle wirklich 
nur auf den Kies zu setzen. 

Prozesse 
wegen Beteiligung 

an Roter-Punkt-Aktion 
Der Staat schlägt zurück! Die 
ersten Prozesse gegen Rote- 
Punkt-Demonstranten laufen 
im Mai an. Jeder, der noch 
Vorladungen etc. erhält, soll 
sich sofort beim AStA mel- 
den. Ihr bekommt Rechtsbei- 
stand und werdet auf jede 
Weise unterstützt: 
AStA, Baracke 1, Zi. 14 

Leserbrief 
.. .macht Ihr ruhig Eure Diskothek 
und Flipperkneipe so weiter; für 
kreative, darüber hinausgehende 
Aktivitäten wird darin jedenfalls 
kein Platz sein (etwa so, wie in 
einer der letzten BSZ-Nummern 
konzipiert). Programmiert die Leu- 
te ruhig weiterhin so auf besin- 
nungslosen Konsum, wie es in letz- 
ter Zeit geschehen ist, und ihr wer- 
det in Kürze einen eigenen Taxi- 
stand am RUB PUB aufmachen 
können. 

Sebastian Feldmann 
(Studienkreis Film) 

rub-pub 

Für alle, die mithelfen wol- 
len, den RUB-PUB aus dem 
Konsumsumpf wieder her- 
auszuziehen und zu dem ge- 
planten Kommunikations- 
zentrum umzugestalten, fin- 
den Mo., 10. 5. und Di., 11.5. 
von 16 bis 17.30 Uhr 

ARBEITS- 
BESPRECHUNGEN statt. 

Wenn ihr statt zu diesen 
Treffen erst abends zum 
Schwoof kommt, braucht ihr 
über den Niedergang des 
RUB-PUB nicht mehr zu 
schimpfen. 

Klassenlage sich also der der un- 
mittelbar produzierenden Arbeiter- 
klasse annähert. Ferner ist die Ge- 
werkschaft derzeitig als einzige Mas- 
senorganisation potentiell in der 
Lage, die materiellen Interessen der 
Werktätigen kämpferisch zu ver- 
treten (vgl. Italien). Der kürzlich 
bekräftigte Anspruch der Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissenschaft, 
entsprechend dem industriegewerk- 
schaftlichen Prinzip alle im Aus- 
bildungssektor Tätigen vereinigen 
zu wollen, und die Empfehlung der 
BÄK an ihre Mitglieder, der GEW 
beizutreten, wirken in diese Rieh 
tung. Schließlich sei bemerkt, daß 
die Strategie fast aller gegenwärtig 
an der RUB vertretenen linken 
Gruppen, in den Gewerkschaften 
zu arbeiten und Fraktionen zu bil- 
den, eine Mitarbeit ihrer Mitglieder 
und Sympathisanten im Projektbe- 
reich Lehrerausbildung als „vorge- 
werkschaftlicher" Plattform nicht 
ausschließt. 

Fachschaftsseminar 

- ein neuer Anfang - 

Über Rundbrief und BSZ hatte der AStA die Fachschaftsvertreter zu einem 
Fachschaftsseminar eingeladen. Man mußte befürchten, daß die Veranstaltung 
im Schatten des am vorhergehenden Tag erfolgten Bruchs der AStA-Koali- 
tion stehen würde. 

Es stellte sich aber schon bald 
heraus, daß sich die Wogen schon 
etwas geglättet hatten: angesichts 
der Notwendigkeit gemeinsamer 
Fachschaftsarbeit stand die Kon- 
troverse um eine vergleichsweise 
nichtige Frage wie die Beschickung 
des 6-Wochen-UP schon bald im 
Hintergrund. 

Von der Beteiligung her kann 
man das Seminar als ersten Erfolg 
werten: waren zur letzten Fach- 
schafts Vertreterkonferenz im Win- 
tersemester nur vier Fachschaften 
erschienen, so war es diesmal schon 
fast die Hälfte; und das, obwohl in 
vielen Fachschaften gerade Neu- 
wahlen oder „Amtsübergaben" be- 
vorstehen. 

Natürlich war es unvermeidlich, 
auch über die UP-Frage kurz zu 
sprechen. Es wurde vereinbart, die- 
se Frage nach dem Gerichtsent- 
scheid über den Antrag auf einst- 
weilige Anordnung noch einmal 
aufzugreifen. 

Zunächst berichteten die Fach- 
schaftsvertreter kurz über die Ar- 
beit des vergangenen Semesters. 
Die Arbeitsformenfund -gegenstän- 
de waren recht vielfältig, die Er- 
folge unterschiedlich. Allen Fach- 
schaften gemeinsam war die Be- 
schäftigung mit Abteilungssatzun- 
gen, wobei sich herausstellte, daß 
zumeist gemeinsam mit den Assis- 
tenten gegen die Professoren ge- 
kämpft werden muß. Besonders im 
mathematisch-naturwissenschaft- 

lichen Bereich, wo ohnehin der 
größte Leistungsdruck zu bestehen 
scheint, und deshalb die auch in- 
stitutionelle Einflußnahme auf Stu- 
dien- und Prüfungsordnungen nö- 
tig wäre, sind paritätische Abtei- 
lungssatzungen wohl nur mit star- 
kem Druck von unten durchsetzbar. 

In der Folge ging es um die Er- 
örterung gemeinsamer Initiativen 
im Sommersemester, insbesondere 
sinnvoller Maßnahmen während 
der Verabschiedung von Hochschul- 
rahmengesetz, Ausbildungsförde- 

rungsgesetz, etc. Der Aufbau der 
Abteilungsgruppen des Projektbe- 
reiches Lehrerausbildung, der in 
den nächsten Wochen erfolgen soll, 
schafft in vielen Abteilungen neue 
Arbeitsmöglichkeiten, die gerade 
während einer Kampagne gegen 
das Hochschulrahmengesetz genutzt 
werden sollten. Die vorliegenden 
Analysen des Projektbereichs ma- 
chen deutlich, wie die Formierung 
des Bildungssektors jeden Lehrer- 
studenten trifft. 

Aber auch in den anderen Ab- 
teilungen wird die Formierung nun 
auch direkt sichtbar. Der Besuch 
des Wissenschaftsrates in der RUB 
(Näheres dazu an anderer Stelle) 
könnte während eines Aktiv- 
Streiks Ende Mai in seinen Konse- 
quenzen allen Studenten vermittelt 
werden. Ein solcher Streik wurde 
generell für richtig gehalten. Schon 
jetzt sei aber klargestellt, daß mit 
ihm nicht beabsichtigt werden 
kann, die Verabschiedung des Hoch- 
schulrahmengesetzes zu verhin- 
dern. Es kommt darauf an, die 
Konsequenzen aufzuzeigen, die sich 
für jeden einzelnen Studenten da- 
raus ergeben, und möglichst alle 
Studenten zur aktiven Arbeit an 
Gegenmaßnahmen zu gewinnen. 
Nahziel könnte dabei die Vorberei- 
tung des Wissenschaftsrats-Besuchs 
sein. Allgemein akzeptiert wurde, 
daß die Streikarbeit vordringlich 
in den einzelnen Fachschaften ge- 
leistet werden muß. Zentrale Ver- 
anstaltungen können diese Arbeit 
lediglich ergänzen. Zur weiteren 
Vorbereitung der Streikwoche tref- 
fen sich die Fachschaften wieder 
am Montag, den 10. Mai, 16.30 Uhr, 
Baracke III. 

Die Fachschaftsseminare sollen 
nicht in geregelter Folge und rou- 
tinemäßig, sondern jeweils mit the- 
matischen Schwerpunkten fortge- 
führt werden. Es ist zu hoffen, daß 
in Zukunft auch jene Fachschaften, 
die diesmal noch abwesend waren, 
an diesen Veranstaltungen teilneh- 
men werden. 

Erklärung des Personalrats 

der Ruhr-Universität 

Der Personal rat der Ruhr-Univer- 
sität hat sich in einer Sondersitzung 
am 22. April 1971 mit den Zwischen- 
fällen anläßlich der studentischen 
Parkplatzaktionen beschäftigt. Er 
ist bestürzt darüber, daß anläßlich 
der Protestaktion der Studenten- 
schaft wegen der Aufteilung der 
Parkplätze vor den Gebäuden GA, 
GB und GC ein Arbeiter angefah- 
ren und verletzt wurde. Ein weite- 
rer Mitarbeiter erlitt einen Herz- 
infarkt und mußte in ein Kranken- 
haus eingewiesen werden. Der Per- 
sonalrat ist der Meinung, daß bei 
dieser Protestaktion nicht mehr der 
Schutz des Artikels 8 des Grundge- 
setzes für die Bundesrepublik 
Deutschland in Anspruch genom- 
men werden kann. Es liegt ein Ver- 
gehen nach § 223 des Strafgesetz- 
buches vor. 

Der Personalrat verurteilt mit 
aller Schärfe Aktionen, die zur Ge- 
fährdung von Mitarbeitern führen 

und fordert den Rektor der Ruhr- 
Universität auf, unverzüglich alle 
erforderlichen Maßnahmen zu er- 
greifen, um eine weitere Gefähr- 
dung bei ähnlichen Gelegenheiten 
zu verhindern. 

Es ist hinreichend bekannt, daß, 
bedingt durch die Baustellensitu- 
ation, immer wieder Schwierigkei- 
ten auftreten, die nur durch ver- 
mehrte Rücksichtnahme aller Be- 
teiligten erträglicher werden. Der 
Personalrat der Ruhr-Universität 
fordert auf, durch diszipliniertes 
fahrverhalten zum reibungslosen 
Ablauf des universitären Verkehrs 
beizutragen. 

Der Personalrat ist sicher, daß 
die überwiegende Mehrheit der an 
der Ruhr-Universität Studierenden 
sich mit Gesetzesbrechern nicht so- 
lidarisch erklären und solche Über- 
griffe ebenso wie der Personalrat 
verabscheut. Braeuner 

Zu dieser Erklärung sandte uns Jürgen 

Schlee, stud, med., einen Durchschlag 

des folgenden Briefes: 

An den 
Personalrat der Ruhr-Universität 
Bochum 
Betr.: Ihre Erklärung vom 22. 4. 71 
Da Sie es in Ihrer Erklärung ver- 
säumen, die zu den fraglichen Vor- 
kommnissen führende Situation 
dergestalt zu beschreiben, daß 
Außenstehende in der Lage sind, 
das Vorgefallene und seine Hinter- 
gründe zu begreifen, verstehe ich 
— unter Ihrer Erklärung den Ver- 
such, einen möglicherweise länge- 
ren Konflikt zwischen Studenten 
und Personal zu schüren bzw. an- 
zufachen. 

Die lasche Bemerkung, daß die 
überwiegende Mehrheit der Stu- 
denten sich mit Gesetzesbrechern 
nicht solidarisch erklären dürfte, 
verwässert nur, was eigentlicher 
Anlaß Ihres Schreibens ist. 

Ihrer — des' Personalrates — ver- 
fehlter Öffentlichkeitsarbeit ist der 
deutliche Vorwurf zu machen, an 

den Verletzungen der Mitarbeiter 
Schuld zu tragen, da Sie es nicht 
verstanden haben, eine Polarisie- 
rung Student — Arbeiter in einer 
Angelegenheit zu verhindern, wel- 
che sachlich lösbar sein dürfte. 

Ein weiteres Verschulden trifft 
diejenigen, die zwar für eine 
schwierige Parkplatzregelung sorg- 
ten, deren Durchsetzung aber Per- 
sonen überlassen, welche, da sie 
das Problem zu erkennen nicht in 
der Lage sind, sich als Handlanger 
mißbrauchen lassen und hierdurch 
zwangsläufig gefährdet sind. 

Eine solche Gefährdung wird erst 
dann ihr Ende haben, wenn Sie Ih- 
ren Mitgliedern klarzumachen in 
der Lage sind, daß sie nicht die 
Prügelknaben von Verordnungen 
sein sollten, wenn die Verantwor- 
tung dafür (am Beispiel der deso- 
laten Bausituation) nicht in ihrer 
Hand liegt. 

Mit freundlichen Grüßen, Schlee. 

Wahlboykott 

Abt. 16 

Die Studenten der Abtei- 
lung 16 boykottierten am 
4. 5. die Wahl. Sie erklär- 
ten dazu: Wir haben nicht 
boykottiert, weil wir kei- 
nen Kandidaten haben, 
sondern weil wir nicht das 
6-Wochen-UP und damit 
die Anerkennung des 
Staatskommissars durch 
uns wollen. Das ist be- 
wußter Boykott! 

Hill 



Fromme Wünsche zur Reform 

des Prüfungswesens 

2. TEIL 
Was sind studienbegleitende 

Erfolgskontrollen? 

... und so soll's mal werden 

Zur Entschärfung der Problematik könnte zunächst daran gedacht werden, 
die z. Z. „hochkonzentrierten" Prüfungen in Teilstücke aufzuspalten und 
semesterweise, über den Studiengang verteilt, absolvieren zu lassen. Die 
Einzelprüfung ist im wesentlichen immer noch punktuell, doch in ihrer Bedeu- 
tung abgewertet und so mit weniger Angst belegt. Da es sich nur um ein 
„Teilstück" handelt, hat ein Versagen weniger gravierende Konsequenzen. 

und Korrekturen der Lehrstrate- 
gien — soweit Prüfungsresultate 
überhaupt als Aussagen über einen 
Lehrerfolg ins Bewußtsein treten 
— kommen im besten Fall späteren 
Studentengenerationen zugute. 

Das weitere „Gerippe" dieser 
Prüfungsform ist: 
0 es findet eine Punktbewertung 
der einzelnen Stoffgebiete (Pro- 
blemsachverhalte) statt. Die Höhe 
der Punktzahl bestimmt sich nach 
der praktischen Relevanz und Be- 
deutung des jeweiligen Stoffge- 
biets für den Studienablauf des 
einzelnen Studenten. Falls man 
sich zum Baukastensystem ent- 
schließt, entspricht die unterste 
Punktzahl einem Baukasten. 
0 zur Erlangung der Punktzahl 
stehen dem Studenten verschiedene 
Formen der Leistungskontrolle zur 
Auswahl. Die Leistungen in einzel- 
nen Untergebieten sind bedingt ge- 
geneinander aufrechenbar. Dem 
Studenten kann vorgeschrieben 
werden, bestimmte Prüfungsfor- 
men in einer Mindestzahl zu wäh- 
len: ebenso kann ihm eine be- 
stimmte Zahl von Gruppenarbeiten 
(auch interdisziplinäre) vorgeschrie- 
ben werden. 
0 die Benutzung der einzelnen 
Leistungen ist auf „bestanden", 
„nicht bestanden" und „mit Aus- 
zeichnung bestanden" zu beschrän- 
ken. Neben die Benotung tritt eine 
Beurteilung, die insbesondere über 
die Kommunikationsfähigkeit und 
Kreativität des Studenten Auf- 
schluß gibt. 

Starke Bedenken 
Zu berücksichtigen bleibt allerdings, 
daß gerade ein derartiges System 
im Mißbrauch zu einer vollständi- 
gen Studienreglementierung führen 
kann, die auch die letzten Reste 
von Spontanität und Eigenverant- 
wortlichkeit der Studierenden 
blockieren würde. Eine derartige 
Änderung der Prüfungsorganisation 
ist daher, wenn ihr nicht eine Li- 
beralisierung der Hochschulen pa- 
rallel geht, nicht ungefährlich. Beim 
augenblicklichen Selbstverständnis 
und Zustand unserer Hochschulen 
könnte hier leicht jeder positive 
Ansatz ins Gegenteil verkehrt wer- 
den. Angesichts der vorgesehenen 
Formierungsmaßnahmen im Hoch- 
schulrahmengesetz ist die Durch- 
setzung auch nur einer der oben 
angeführten Punkte der studien- 
begleitenden Erfolgskontrollen 
sehr unwahrscheinlich. Zwar wer- 
den die Prüfungen schon während 
des Studiums durchgeführt wer- 
den, doch nicht als Auflockerung 
des bisherigen Prüfungsterrors, 
sondern zur Verhinderung von Kre- 
ativität und Schaffung von Anpas- 
sung. z. T. B. Eckstein, M. Krökel 

PERSPEKTIVEN 
Es reicht nicht aus, daß auf 2 BSZ- 
Seiten über Prüfungsterror ge- 
schrieben wird und jede Menge 
Vorschläge zur Veränderung der 
Prüfungssituation gemacht werden. 

Es reicht auch nicht aus, daß die 
Universitätskommission für Lehre 
(2 Prof., 2 Ass., 4 Stud.) Kriterien 
für die Verabschiedung von Prü- 
fungsordnungen aufstellt, die z. T. 
den oben gemachten Vorschlägen 
entsprechen (Wahl verschiedener 
Prüfungsverfahren, unbegrenzte 
Wiederholbarkeit, Begründung der 
Beurteilung). Denn beides kann 
nicht dazu führen, daß an der RUB 
Maßnahmen zur Reform des Prü- 
funsgwesens eingeleitet werden. 
Die meisten Professoren halten sich 
nämlich nicht nur für gute Prüfer, 
sondern sind auch von der Not- 
wendigkeit der völligen Abschaf- 
fung des bestehenden Prüfungssy- 
stems nicht zu überzeugen, das sie 
selber einst „bezwungen" haben 
und deren notwendiger Bestandteil 
sie jetzt sind. 

An der RUB muß sich eine ar- 
beitsfähige Gruppe aus Vertretern 
der Studentenschaft, der Assisten- 
tenschaft, des Studienbüros und 
auch der Professoren bilden, wel- 
che in der Lage ist, politischen 
Druck gegen die verrottete Prü- 
fungssituation auszuüben. 

Aufgabe dieser Kommission wäre 
nicht nur das Erarbeiten neuer 
theoretischer Prüfungsmodelle oder 
Weckung von Problembewußtsein. 
Auch bei der Erarbeitung neuer 
Prüfungsordnungen in den einzel- 
nen Abteilungen können ihre Mit- 
glieder als Spezialisten entschei- 
denden Einfluß ausüben; das „Un- 
terlaufen" der noch bestehenden 
Prüfungsordnungen im Rahmen 
des Prüfungsermessens kann geför- 
dert werden. 

Alle interessierten Universitäts- 
mitglieder sollen sich bitte — 
zwecks Koordinierung und Verein- 
barung eines Treffens — mit dem 
AStA in Verbindung setzen (Tele- 
fon 2416). 

Permanente Zwischenprüfung 

Die neue Diplomprüfungsordnung der Chemiker ist von der Fachschaft sehr begrüßt worden. 
Die Universitätskommission für Lehre, die sich mit der Ordnung befassen mußte, war entsetzt 
über den Schulgang, in den die Chemiestudenten gezwängt werden, und über die praktisch 
permanenten Prüfungen während des gesamten Studiums. 
Die Vorteile, die die emsigen Fach- 
studenten sehen: 
— sie brauchen nur noch acht Se- 

mester zu studieren, 
— sie bekommen sehr detalliert 

vorgesetzt, was sie studieren, 
besser gesagt: lernen müssen. 

Denken ist nicht mehr gefragt in 
der Chemie. Es kommt darauf an, 
den umfangreichen Stoff zu „fres- 
sen", um ihn bei den diversen Prü- 
fungen wieder „ausspucken" zu 
können. 

Was heißt 
„kumulative Zwischenprüfung"? 
Die Zwischenprüfung, so wurden 
die Mitglieder der Lehrkommission 
von der Fachschaft belehrt, sei ku- 
mulativ und als großer Fortschritt 
zu werten. Doch wehe, wenn man 
unbefangen mit seinen eigenen Er- 
fahrungen von kumulativen Zwi- 
schenprüfungen (Sammeln von 
Scheinen, die insgesamt als Zwi- 
schenprüfungsleistung anerkannt 
werden) die Zwischenprüfung der 
Chemiker unter die Lupe nahm! 
Zwischenprüfung heißt hier: 
In den ersten beiden Semestern 
müssen etliche Scheine „erschlagen" 
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werden. Der Erwerb eines Scheins 
setzt Erfolg in diversen Klausuren 
voraus. Nach zwei Semestern wird 
dann der gesamte Stoff der beiden 
Semester inclusive des Vorlesungs- 
stoffs im „ersten Teil" der Zwi- 
schenprüfung noch einmal abge- 
fragt. Die in den Übungen aufgrund 
von Klausuren erbrachten Leistun- 
gen reichen den Herren Professo- 
ren nicht. 
Der Dekan erläuterte vor der Lehr- 
kommission, daß in den Klausuren 
jeweils nur Teilgebiete, nicht je- 
doch der gesamte Prüfungsstoff 
verlangt werde. Die Globalprüfung 
ist nach Meinung des Dekans uner- 
läßlich, da „nur mit diesem Ver- 
fahren der Student zur intensiven 
Arbeit auf den verschiedenen Stoff- 
gebieten angehalten werden" kann. 
Vereinfacht ausgedrückt: Derselbe 
Stoff wird zweimal geprüft. 
Der zweite und dritte Teil der Zwi- 
schenprüfung sehen genauso aus: 
Nach dem 3. bzw. 4. Semester wer- 
den die in den Übungen erbrachten 
Leistungen noch einmal einer Ge- 
samtprüfung unterzogen. 

Musterprüfung — 
in wessen Interesse? 
Auf diese Weise wird garantiert, 
daß kein Student ins Hauptstu- 
dium gelangt, der sich nicht mit 
dem ständigen Leistungsdruck iden- 

tifiziert hat, das verschulte Studium 
unwidersprochen hinnimmt und so 
für seine Zukunft vorprogrammiert 
ist. 
Die Studenten des Hauptstudiums 
vertreten denn auch den Stand- 
punkt, daß eine „gesunde Auslese" 
notwendig sei. Ihr Ziel ist es, mög- 
lichst schnell der „Abhängigkeit" in 
der Universität zu entfliehen, um in 
der „freien" Wirtschaft ihr Glück 
zu versuchen. 
Daß das Studium kaum Möglich- 
keiten läßt, Interessengebiete zu 
vertiefen (dafür ist nur ein Seme- 
ster — das 7. — vorgesehen), wird 
nicht als gravierend empfunden. 
Denn: „99°/o der Chemiker promo- 
vieren ja sowieso!" 
Das mag heute noch stimmen. Das 
Studium der Chemie ist jedoch so 
angelegt — und darauf zielen auch 
die vielen Prüfungen ab —, daß ein 
Großteil der Studenten nach dem 
6. Semester entlassen werden kann. 
Bis dahin haben sie das „Grund- 
wissen" erlernt und können als 
minderqualifizierte Fachkräfte be- 
liebig eingesetzt werden. 
Die Studenten, die jetzt schon im 
Hauptstudium sind, werden davon 
sicherlich nicht mehr betroffen. 
Aber vielleicht sollten sie doch an 
ihre jüngeren Kommilitonen den- 
ken und sich für eine demokrati- 
sche Studien- und Prüfungsordnung 
einsetzen! rze 

Die Realisierung der Forderungen zur Reform des Studien- und Prüfungswesens ist nicht zu trennen von der notwendigen Neu- 
orientierung des Bildungswesens, Neuorganisation des Wissenschaftsbetriebs und der allgemeinen Hochschulreform. Während 
gegenwärtig oft nur die Prüfungsordnungen als Artikulierung von Studienzielen dienen, ist darauf hinzuwirken, daß die Stu- 
dienziele im angesprochenen Sinn unabhängig von Prüfungsordnungen im Studium realisiert werden. Dies ist eine Aufgabe 
aller Mitglieder der Hochschule. Erst bei einer Neuorientierung der Studienziele unabhängig von bestehenden Prüfungsord- 
nungen kann die Umgestaltung der gegenwärtigen Prüfungssysteme wirkungsvoll im Sinne der beschriebenen Studienziele 
vorgenommen werden. Da diese Studienziele ständig zur Diskussion stehen, ist auf den Wegfall statisch fixierter Prüfungs- 
ordnungen hinzuarbeiten. 

Die Rückmeldung des Lehr- und 
Lernerfolgs geschieht früh genug, 
um die Lernmotivation zu verbes- 
sern und ohne zu großen Zeitver- 
lust Korrekturen der Lehrstrate- 
gie, der Lernstrategie oder des ge- 
wählten Studienganges zu ermög- 
lichen. Bei der herkömmlichen 
Form der Prüfung dagegen sind 
Korrekturen der Lernstrategie 
bzw. des Studienfachs nur mit be- 
trächtlichem Zeitverlust möglich, 

Falls für Qualifikationsnachweise 
noch Prüfungen eingesetzt werden, 
dürfen sie: 
0 z. B. nicht vom Lehrkörper dazu 
benutzt werden, Inhalt und Gang 
des Studiums autoritativ festzuset- 
zen. Uber die Prüfungsanforderun- 
gen dürfen nicht einseitig Partial- 
interessen der Industrie, des Mili- 
tärs und berufsständischer Vereini- 
gungen die Studieninhalte bestim- 
men. 

Prüfungen dürfen nicht durch 
Verinnerlichung der Leistungsideo- 
logie gesellschaftliche Herrschafts- 
verhältnisse stabilisieren. 
0 nicht Selcktionsfunktionen über- 
nehmen: z. B. darf die Verweige- 
rung von Berechtigungen nicht an 
punktueile Abschlußexamen ge- 
knüpft werden (Staatsexamina, 
auch Zwischenprüfungen). Es darf 
nicht versucht werden, Kapazitäts- 
engpässe durch Prüfungen zu be- 
seitigen. 
0 nicht irreversible Entscheidun- 
gen implizieren: z. B. nicht nur be- 
grenzt wiederholbar sein. 
0 nicht Rechtfertigung für Lehre 
und Verhalten der Lehrenden sein 
z. B. Lehrmeinungen und Spezial- 
kenntnisse einzelner Lehrender 
dürfen nicht Maßstab der Beurtei- 
lung sein. 
0 nicht durch bürokratische Ge- 
sichtspunkte reglementiert werden. 

Übergangsforderungen 
Prüfungen im angeführten Sinne 

müssen 
0 sich auf die vom Prüfling ge- 
wählten Studicninhalte beziehen; 
0 durch Befreiung von verinner- 
lichten Systemzwängen auf die 
Emanzipation des Prüflings ausge- 
richtet sein, z. B. durch die Durch- 
führung selbstgestellter Aufgaben 
und die Vertretung ihrer Ergebnis- 
se gegenüber Lehrender und Ler- 
nender (auch Gruppenarbeiten). 
0 der Information und Beratung 
der Studierenden über seine Kennt- 
nisse und Fähigkeiten und die Mög- 
lichkeiten ihrer Verbesserung die- 
nen. 
0 die mit den rückgemeldeten Er- 
gebnissen einer Korrektur des 
Lehr- und Hochschulsystems die- 
nen. 

Solange Prüfungen beibehalten 
werden, ist wenigstens auf den Ab- 
bau inhumaner und ineffektiver 
Prüfungsformen hinzuarbeiten. Er 
könnte zunächst in zwei Bereichen 
ansetzen: Reduktion der psychi- 
schen Pressionen der Prüfungssitu- 
ation und Objektivierung von Prü- 
fungsverfahren. 

Reduktion der 
psychischen Pressionen: 
1. Da zu viel von einer einzelnen 
Prüfung abhängt, ist zu fordern: 
0 Der Prüfling hat das Recht 
— vor und während der Prüfung 
ohne Begründung zurückzutreten; 
— die Prüfung unbegrenzt oft zu 
wiederholen (Erfahrungen mit die- 
ser Praxis zeigen, daß die Gesamt- 
zahl der Prüfungen dadurch nicht 
wesentlich steigen); 
— durch Wiederholung einer be- 
standenen Prüfung das Ergebnis 
zu verbessern, solange das bisheri- 
ge Benotungssystem besteht. 
9 Die punktueile Ballung von Prü- 
fungsstoff und Prüfungsterminen 
ist zugunsten kleiner, studienbe- 
gleitender Prüfungseinheiten auf- 
zulösen. Das Endergebnis soll ku- 
mulativ festgestellt werden. 
0 In das Endergebnis sollen auch 
aktive Beteiligungen an Gruppen- 
arbeiten, Forschungsteams und Se- 
minaren sowie selbständige Arbei- 
ten nach freier Wahl eingehen. 
0 Die Koppelung von Bewertungs- 
grad und Berechtigungen (z. B. Sti- 
pendien, Promotion, wiss. Lauf- 
bahn) ist aufzuheben. 
0 Entsprechend unterschiedlichen 
Befähigungsnachweisen müssen 
verschieden gestufte Abschlüsse er- 
reichbar sein. 
2. Im Hinblick auf die Durchsich- 
tigkeit der Prüfungen ist zu for- 
dern: 
0 genaue, spezififzierte Formulie- 
rung der Prüfungsziele und der Mi- 
nimalforderungen, falls solche als 
unentbehrlich erwiesen sind. 
0 freie Wahl zusätzlicher Themen- 
bereiche in der Prüfung. 
0 eingeschränkte Öffentlichkeit 
mit Vetorecht des Prüflings. 
3. Da die Prüfung die Prüfer mit 
unkontrollierter Macht ausstattet, 
ist zu fordern: 
0 freie Wahl der Prüfer. 
0 Tonbandkontrolle oder andere 
gleichwertige Uberprüfbarkeit des 
Prüfungsprozesses. 
0 Vertreter der Studenten des je- 
weiligen Prüfungsfachs in allen 
Prüfungsgremien — Beteiligung an 
der Bewertung. 
0 Schriftliche Prüfungen, soweit 
möglich. 
0Verpflichtung der Prüfer, ihre Be- 
urteilung zu begründen. 
4. Die bisher vorgeschriebene Uni- 
formität der jeweiligen Prüfung 
wird den unterschiedlichen, indivi- 
duellen Arbeitsstilen nicht gerecht. 
Daher ist zu fordern ein Angebot 
verschiedener Prüfungsverfahren, 

unter denen der Prüfling indivi- 
duell wählen kann. 
5. Die heutige Prüfung übersteigert 
die Aktualisierung unbewußter 
Konflikte in Prüfling und Prüfern. 
Daher ist zusätzlich zu fordern: 
0 sofortige Bekanntgabe des Prü- 
fungsergebnisses (Suizid-Prophyla- 
xe). 
0 Einrichtung von psychotherapeu- 
tischen Beratungsstellen für Stu- 
dierende, Lehrende und Institutio- 
nen an allen Universitäten. 
0 eine Appellationskommission ist 
vorzusehen, die in der Lage ist, 
auch die psychodynamische Situa- 
tion der Prüfung zu analysieren. 

Objektivierung des 
Prüfungsverfahrens 
Hinsichtlich der Objektivierung des 
Prüfungsverfahrens sind die fol- 
genden (schon z. T. oben genannten) 
Möglichkeiten zu diskutieren und 
eventuell empirisch zu untersuchen: 
0 öffentliche Bewertung (mit oder 
ohne Diskussion der Bewertungser- 
gebnisse) 
0 Protokollierung des Prüfungs- 
verlaufs 
0 Prüfertraining 
0 Einbeziehung einer Vielzahl von 
Leistungsnachweisen: 
0 Berücksichtigung der Studienlei- 
stung (generell oder wenigstens 
zur Verbesserung von Noten) 
0 Abschaffung der punktuellen 
Prüfungen und Einführung von 
studienbegleitenden Prüfungen und 
Teilabschlußprüfungen. 
0 mehrfache Wiederholbarkeit (Be- 
ratung nach negativ verlaufenden 
Prüfungen). 
0 Kontrolle der einzelnen Prü- 
fungsformen gegeneinander. 
0 Standartisierung (Tests) und 
Anonymisierung. 

Die Realisierung der vorgenann- 
ten Veränderung des Prüfungswe- 
sens käme allerdings in der derzei- 
tigen Situation einer technokrati- 
schen „Reform" gleich, die unter 
den Namen der Objektivierung 
äußere Formen verändert, ohne den 
irrationalen und disziplinierenden 
Kern der bestehenden Prüfungen 
aufzulösen. 

Der dann entstehende Schein von 
Objektivität und Sachnotwendig- 
keit könnte den Blick für eine prin- 
zipielle Reform des Studiums und 
damit der Prüfungen verstellen, 
hierarchische Herrschaftsverhält- 
nisse in den Hochschulen zemen- 
tieren und die Leistungsideologie 
noch effektiver in den Individuen 
verankern. 
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CABORA BASSA - 

EIN MOSAIKSTEIN 

Um den Cabora-Bassa-Staudamm ist es in der Öffentlichkeit ruhig geworden. Wohl zur Zufriedenheit der Bundes- 
regierung. Und der Firmen AEG - TELEFUNKEN, BBC, Hochtief, Siemens, Voith. Um so beruhigender für diese 
Herren! Denn das Cabora-Bassa-Projekt ist nur ein kleines Kettenglied in der aggressiven Strategie der Bundes- 
republik. Für die Südafrikanische Republik Rhodesien, die Kolonien Mozambique, Angola. Gegen die Befreiungs- 
bewegungen in diesen Ländern. 

Praxis der „portugiesischen Ge- 
meinschaft mit euro-afrikanischen 
Zügen" in den portugiesischen Ko- 
lonien. 

Die Umsetzung dieser Ideologie 
(„Uns Portugiesen leitet vornehm- 
lich der Gedanke, daß .Portugal 
recht hat, wenn es mit Hilfe der 
Zeit die sozialen Bande und die des 
Blutes mit den Bewohnern seiner 
Provinzen enger zu knüpfen sucht, 
um dort offene Gesellschaften ent- 
stehen zu lassen, wo alle Platz fin- 
den und an den Aufgaben zur Lei- 
tung eines gemeinsamen Schicksals 
teilnehmen können!'") sieht so aus: 
0 3 Prozent der Bevölkerung in 
den portugiesischen Kolonien sind 
Weiße oder Mischlinge. 
0 In der portugiesischen National- 
versammlung sitzen 17 Abgeordne- 
te der Kolonien, alles Weiße oder 
Mischlinge. 
0 Die absolute Zahl schwarzer 
Grundschüler liegt noch unter der 
der Nichtfarbigen, denn Vorausset- 
zung zum Besuch einer Grundschu- 
le sind portugiesische Sprachkennt- 
nisse. 
# Leitende Funktionen liegen ganz 
klar bei Weißen, die Schwarzen 
stellen das Arbeitskräftepotential. 

Fazit: 
Apartheitsmythos und Rassenmi- 

schungsideologie widersprechen 
sich, in praxi entsteht jedoch das 
gleiche Ergebnis. 

— Portugal vor der Transaktion 
gesagt hatte: „Das portugiesi- 
sche Territorium erstreckt sich 
auch auf Afrika." 

— es in Portugal gar keine der 
NATO unterstellten Einheiten 
gibt, die diesen Flugzeugtyp ver- 
wenden können. 

Die offensichtlich vertragswidri- 
ge (?) Verwendung der Flugzeuge 
ließ die Bundesregierung unbe- 
rührt. Im Gegenteil: es ging wei- 
ter! 
1968: 
— 12 Noratlas Nord 2501 D, die 

jetzt bei Fallschirmjägern in den 
Kolonien (offiziell „Provinzen" 
genannt) verwendet werden 

— 3 Korvetten werden in Hamburg 
für Portugal gebaut, obwohl es 
dort gar keine der NATO unter- 
stellten Marineeinheiten gibt. 

Fazit: 
Nicht einmal mit der Notwendig- 

keit für die NATO konnte die BRD 
diese Lieferungen rechtfertigen. 

Willentlich — vielen schon lange 
klar — unterstützt die Bundesre- 
gierung den Kampf gegen die na- 
tionalen Befreiungsbewegungen im 
Süden Afrikas. Erklärungen wie: 
„Die Bundesrepublik Deutschland 
bekennt sich zu den universalen 
Prinzipien des Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker und der Rassen- 
gleichheit. Anderenfalls müßte sie 

en tike its 
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Die ökonomischen Verhältnisse 
bestimmen die Lage der Bevölke- 
rung, nicht irgendwelche soziokul- 
turellen Ideologien. 

Portugal und „seine" Kolonien. 
Die wachsenden Schwierigkeiten 

der portugiesischen Regierung mit 
den Kolonien drücken sich in Zah- 
len so aus: 
0 Portugal gibt die Hälfte seines 
Budgets zur „Verteidigung" aus. 
0 185 000 Mann stehen für Portu- 
gal unter Waffen. 
0 78 Prozent der laufenden Aus- 
gaben Portugals gehen an die 
Streitkräfte in Ubersee (bezogen 
auf die Bevölkerung hat Portugal 
achtmal mehr Soldaten im Kolo- 
nialkrieg eingesetzt als die USA in 
Vitenam). 

Trotz dieser Anstrengungen be- 
darf das portugiesische Regime 
noch der Unterstützung der SAR 
(Südafrikanischen Republik). An 
der Grenze Rhodesien—Mozam- 
bique halten sich knapp 4000 SAR- 
Soldaten bereit; wahrscheinlich hal- 
ten sich südafrikanische Militäraus- 
bilder bereits im Cabora-Bassa-Ge- 
biet auf. 

Verhältnis BRD—Portugal: eine 
Geschichte der Waffenlieferungen. 

Die BRD ist, neben den USA, das 
einzige Land, aus dem Portugal mit 
Waffenlieferungen rechnen kann, 
und zwar mit Optimismus: 
1961 
— 50 Leichtflugzeuge Do 27 A-4, 

Kurzstarter, die zur Guerillabe- 
kämpfung eingesetzt werden. 

— In demselben Jahr verbietet 
Großbritannien den Einsatz 
englischer Waffen in den portu- 
giesischen Kolonien. 

1966: 
— 40 Kampfflugzeuge Fiat G-91 

R 4 
— Potrugal baut, vor allen Dingen 

bei Tete, Flugplätze, die auf sol- 
che Typen zugeschnitten sind. 

— Zu dieser Lieferung sagte die 
Bundesregierung: Die Flugzeuge 
sind ausschließlich in Portugal 
zu Verteidigungszwecken im 
Rahmen der NATO zu verwen- 
den, 
obwohl: 

Studienbüro benachteiligt 
Nach Auffassung des Studienbüros 
ist auch in der Neufassung der 
Wahlordnung zum UP eine sachge- 
rechte Repräsentanz der Zentralen 
Einrichtungen nicht gewährleistet. 
Als wissenschaftlich ausgebildete 
und wissenschaftlich tätige Beamte 
bzw. Angestellte sind sie nicht ent- 
sprechend ihren Funktionen für die 
Hochschule im Organ der demokra- 
tischen Willensbildung, dem UP, 
repräsentiert. 

Es ergibt sich die kuriose Situ- 
ation, daß das Rechenzentrum, die 
Bibliothek, das AkaFö, das Musi- 
sche Zentrum, der Botanische Gar- 
ten, das Fremdspracheninstitut, das 
Studentenwerk und das Studienbü- 
ro allesamt durch irgendeinen Ver- 
treter der nichtwissenschaftlichen 
Mitarbeiter sachgerecht vertreten 
werden sollen. Wie auch der einzel- 
ne Wähler der Zentralen Einrich- 
tungen seine Entscheidungsmotiva- 
tion unter diesen Umständen fin- 
den soll, bleibt uneinsichtig. 

Die Zentralen Einrichtungen 
schlagen vor, daß sie je einen eige- 
nen Vertreter ins UP entsenden. 

die Grundlage ihrer Deutschland- 
politik verleugnen und würde sich 
mit ihrer eigenen Verfassung in 
Widerspruch setzen, die jede Ras- 
sendiskriminierung in Deutschland 
(!) ausdrücklich verbietet" (11. 8. 70), 
wirken dann nur noch zynisch. 
Cabora Bassa 

Das 1,5 Milliarden-Projekt, von 
deutschen Firmen zu 2/5 getragen, 
finanziell durch die Bundesregie- 
rung für diese Firmen zu 2/3 abge- 
sichert und somit relativ risikofrei 
gemacht, dient offensichtlich der 
Stärkung der südafrikanischen 
Minderheitsregime. Kurz noch eini- 
ge Argumente: 
IIIIII 

Letzte Meldung: 

| Gestern sprach sich die j 

1 Fachschaftsvollversamm- 1 

1 lung Jura mit ca. 120:20 § 

1 Stimmen für einen Wahl- 1 

boykott aus. 

IIIIIIIIIIII 

„Cabora-Bassa ermöglicht die 
Schaffung eines neuen Gartens 
Eden für rund 1 Mio Siedler!" 
— Es besteht überhaupt kein Be- 

darf an neuem Siedlungsraum 
im dünnbesiedelten Mozam- 
bique. Warum also? In Lissabon 
war es in einer Zeitung zu lesen: 
1 Mio weiße Siedler sollen dort- 
hin gebracht werden. Diese „bös- 
willige Behauptung" wird in 
einer Broschüre der portugiesi- 
schen Regierung über das Ca- 
bora-Bassa-Projekt zurückge- 
wiesen. (Diese Zurückweisung 
nimmt allerdings derartig viel 
Platz ein, daß an der Behaup- 
tung etwas dran zu sein scheint.) 
Daß allerdings bereits 1,5 Mio 
Arbeiter und Bauern Portugal 
verlassen haben wegen der ar- 
chaischen Strukturen im Mutter- 
land (500 Grundbesitzer haben 
ebensoviel Boden wie die restli- 
chen 500 000) läßt in der Tat 
die Absicht vermuten, dies 
Problem, ohne die Wurzel des 
Übels zu packen, durch Erschlie- 
ßung von neuem Siedlungsge- 
biet zu lösen. Portugal braucht 
eine große loyale Bevölkerung 
in Mozambique, um seine Stel- 
lung dort zu halten. 

„Cabora-Bassa wird den Energie- 
bedarf im Süden Afrikas befriedi- 
gen können!" 
— Die SAR beabsichtigt, 80 Prozent 

der elektrischen Energie zu 
übernehmen. Der Hinweis in der 
portugiesischen Veröffentli- 
chung, auch Malawi werde — 
gemäß einer Empfehlung der 
UN — beliefert, erscheint in 
neuem Licht, wenn man die „Fi- 
nancial Times" hinzuzieht: 
„Stärkere wirtschaftliche und 
politische Bande zwischen den 
Gebieten im südlichen Afrika 
sind ein Eckpfeiler der Ver- 
woerdschen Konzeption einer 
lockeren Konföderation im süd- 
lichen Afrika unter Führung 
der südafrikanischen Republik." 

Die Bundesregierung unterstützt 
mit ihrem Cabora-Bassa-Engage- 
ment als einem Mosaikstein ihrer 
neokolonialistischen Strategie die 
Stellung der weißen Minderheits- 
regime in Südafrika. Diese Unter- 
stützung soll letztlich der Absiche- 
rung der wirtschaftlichen Aktivität 
deutscher Firmen in der SAR die- 
nen. Die Widersprüchlichkeit eines 
solchen Vorgehens haben andere 
westliche Industrieländer, aller- 
dings nicht als einen durch das ka- 
pitalistische System bedingten Wi- 
derspruch, erkannt. Sie arbeiten mit 
Waffenembargos daraufhin, die Po- 
sition der südafrikanischen Minder- 
heitsregime dadurch zu stärken, 
daß sie es vermeiden, die Konflikte 
in den Kolonien weiter anzuheizen. 

Daß dieser Konflikt nur aufge- 
schoben, nicht jedoch vermieden 
werden kann, beginnt sich abzu- 
zeichnen. Durch den Aufbau einer 
eigenen sozioökonomischen Struk- 
tur und die Verwurzelung in der 
Mehrheit der Bevölkerung gewin- 
nen die FRELIMO und die MPLA 
zusehends notwendigerweise an 
Boden. 
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Neuer 

Sozialreferent 

gewählt 
In der letzten Sitzung des Studen- 
tenparlaments (SP) am 27. April 
wurde Rainer Stollmann (SHB) als 
Sozialreferent in den Vorstand der 
Studentenschaft gewählt. 

Rainer Stollmann hatte das So- 
zialreferat schon seit Beginn der 
Semesterferien betreut. Seine Wahl 
erfolgte mit eindeutiger Mehrheit, 
obwohl zuvor Spartakus und FHV 
aus dem AStA zurückgetreten wa- 
ren. Das zeigt, daß im SP keine 
Mehrheit gegen den AStA arbeiten 
will, der sich zur Zeit aus zwei Mit- 
gliedern des SHB und einem Un- 
abhängigen zusammensetzt. 

VERKAUF 
Führendes Haus in 
Western-Bekleidung 

Twen Shop 
Bekleidung für 
junge Leute 

Rücklaufbestände 
der US-Armee 

H. PETERMANN 

Bochum - Rathausplatz 8 

Telefon 66939 

3x in Nähe der Uni 

SPARKASSE 

Querenburg, Im Westenfeld 22 Tel. 51 1015 

SPARKASSE 

Universität, Buscheystraße 132 Tel. 51 16 74 

SPARKASSE 
Girondelle, Steinkuhlstraße 119 Tel. 51 41 72 

- in Ihrer Nähe - 

Sozialer 

Wohnungseintopf 

Die soziale Lage für die Studenten(ehe-)paare ist wie schon 
seit Gründung der RUB katastrophal. Im sozialen Wohnungs- 
bau (und ebenfalls im besonders „geförderten" Wohnungsbau 
für Studenten) erhalten nur studentische Ehepaare Sozial- 
scheine und die Wartelisten bestehen oft länger als ein Jahr, 
im Studentenwerk wurden bereits vor zwei Jahren mehr als 
vierhundert Wohnungssuchende Paare bei der Meldung für nur 
zwei Projekte registriert. 
Relative „Freiheiten" können nur 
die Bewohner staatlicher Projekte 
erwarten, der Rest liegt am Gän- 
gelband des privaten Kapitals und 
hat sich dessen moralischer Gänge- 
lung zu unterwerfen: Studenten- 
ehepaaren bekommen in der BRD 
nur die Wohnungen zugewiesen, 
für die sich keine anderen Bewer- 
ber gemeldet haben, sie müssen be- 
sonderen Auflagen (Babysitten), 
moralische Enthaltsamkeit ...) 
nachkommen — Auflagen, die den 
„normalen" Bürgern nicht gestellt 
werden. Wer es miterleben durfte, 
mit welchen Argusaugen die Ver- 
treter der Fa. Scholven seinerzeit 
darüber wachte, daß auch ja keine 
Nichtverheirateten einziehen konn- 
ten, weiß, wie man die sozialpoliti- 
sche Wiedereinordnung der Studen- 
ten in unsere große Familie errei- 
chen will. 

RAUSSCHMISS 
Ein Beispiel für die studentengän- 
gelung: Ein Wohnprojekt der kapi- 
talträchtigen Farn. Buschmann 
wurde im Februar 1969 mit vier 
studentischen Ehepaaren belegt, 
das Projekt wurde mit Mitteln aus 
dem sozialen Wohnungsbau finan- 
ziert. Nachdem die Mieten zu rol- 
len begannen, hörten die Außenar- 
beiten an der Noch-Immer-Baustei- 
le schlagartig auf, fortzugedeihen. 
Dafür wurde mit mächtiger Wort- 
gewalt ein ernannter Statthalter, 
ein Herr Horn, der laut eigenen 
Briefkopf alles macht, was Geld 
einbringt, also auch Investment- 
fonds vertreibt und der in frühe- 
ren Zeiten als arischer Schauspiel- 
jünger Furore machte, tätig. Nach- 
dem länger als ein halbes Jahr die 
Hauseingänge nur über eine Bau- 
grube zu erreichen war (in die so 
mancher Ortskundige verunglück- 
te), starteten die studentischen Ehe- 
paare mit Hilfe des AStA eine 
Unterschriftenaktion, auch um ei- 

ne Mobilisation mit den übrigen 
Mietern zu erreichen. 
Zwei Jahre später (nachdem die 
Mindestzeit abgelaufen war) kam 
nahezu auf den Tag genau die 
Rache: In der vorigen Woche wur- 
de mit gleichlautendem Schreiben 
allen Studentenehepaaren gekün- 
digt und jeder Einspruch von vorn- 
herein abgelehnt. Obwohl in kei- 
nem Fall der Kündigungsgrund zu- 
trifft, ist Gegenwehr zwecklos: Ein 
gerichtliches Verfahren belastet je- 
de Familie mit mindestens 1400 DM 
auch wenn die Räumungsklage des 
Vermieters gerichtlich abgewiesen 
wird. Der Kapitalistenhandlanger 
Horn, der die Kündigung mit of- 
fensichtlichen Lügen und Ver- 
leumdungen erreichte, hat die nor- 
male Kündigung ohnehin gleich 
mit ausgesprochen und dagegen 
gibt es kein Rechtsmittel. 
Und wenn die Leute im Hustadt- 
ring gefeuert sind, geht nach Aus- 
sage des Herrn Horn die Sache bei 
anderen Mietprojekten weiter 
(„Wenn ich im Hustadtring fertig 
bin, fange ich bei Ihnen an" zu ei- 
ner Bewohnerin in der Westerberg- 
straße). Ermöglicht wird dies alles 
durch ein, die Interesse des Kapi- 
tals allein respektierendes Miet- 
(un-)recht, bezahlt wird es durch 
Kumpel Anton, Weißwaschsunil 
und seine Steuergroschen. 
Mit in der Fronde des Kapitals in 
vorderster Reihe marschiert unser 
Kanzler Seel und dessen Personal- 
rat, indem sie künstlerisch die Zahl 
der zur Verfügung stehenden Stu- 
dentenbuden anknapsen und den 
Studenten in den Hustadtringwoh- 
nungen (wie auch die Kapitalisten 
Buschmann und deren Stellvertre- 
ter Horn) mit Räumungsklagen ins 
Haus ziehen. Macht doch endlich 
kaputt, was Euch kaputt macht! 
Tretet den Leuten doch endlich da- 
hin, wo sie doch nur Steuergelder 
im Sack haben! 

Filmclub Ruhr-Universität 

PROGRAMM 
Do., den 6. 5. 
Nicholas Ray: 
Serie THE YOUNG ONES 1 
... DENN SIE WISSEN NICHT 
WAS SIE TUN, Farbe USA 1955, 
James Dean und Natalie Wood im 
besten aller „Halbstarkenfilme" 
(Rebel without a Cause) 
4- MEMORY („penny lane" von den 
Beatles) Farbe GB 1968 

Mi., den 12. 5. 
Hellmuth Costard: 
DIE UNTERDRÜCKUNG DER 

FRAU IST VOR ALLEM AM VER- 
HALTEN DER FRAUEN SELBST 
ZU ERKENNEN, Farbe BRD 1969, 
Film über Emanzipation, mit Chri- 
stoph Hemmerling 
+ Helmut Herbst: EINE REGNE- 
RISCHE NACHT IN POTSDAM, 
Farbe BRD 1970 

Do., den 13. 5. 
Serie THE YOUNG ONES 2 
Jean-Luc Godard: 
AUSSER ATEM (A bout de souffle) 
mit Jean-Paul Belmondo, Jean Se- 
berg. Godards erster Langfilm, von 
vielen für seinen besten gehalten. 
Ein Gangsterfilm. 

Mi., den 19. 5. 
Luis Bunuel: 
L AGE D'OR — DAS GOLDENE 
ZEITALTER, Frkr. 1930, nach dem 
Scenario von Salvador Dali. Dieser 
Film, der als der meistverbotene 
Film der Filmgeschichte gilt, ist 
nun, nach Jahrzehnten, endlich wie- 
der in einigen Filmstudios zu be- 
sichtigen. Ein Skandal, ein Tief- 
schlag in die weichen Lenden der 
Bourgeoisie. Bunuels von Haß und 
Gift erfüllte Bilder der Blasphemie, 
der Anarchie und der sexuellen 
Zwangsvorstellungen gipfeln im 
Ende des Films, da Jesus Christus 
die Zwingburg des Marquis de Sa- 
de betritt... ein bestialischer Frau- 
enschrei ... das Kruzifix, mit vie- 
len Skalps von Frauen geschmückt, 
wird langsam vom Schneesturm 
verhüllt... 
+ Jean Cocteau: LE SANG D'UN 
POETE — DAS BLUT EINES 
DICHTERS, Frkr. 1930, ein surrea- 
listischer Traum um Liebe und Tod. 

Jeweils 18 und 20.30 Uhr, HZO 20 
(Hörsaalzentrum Ost, Saal 20. Sig- 
nalfarbe des Hörsaals: Blau. Ein- 
gang unten links!) 

Pfingsten in London 

Flugreise ab Düsseldorf vom 28. 5. — 1. 6. zu DM 269,— 

Jet-Flüge in die USA ab DM 345,— 
an über 70 verschiedenen Terminen 

Student Hostel List 1971 eingetroffen 

Sonderpreise London bei Hinfahrt per Bahn zu beliebigen Terminen 
mit Rückflug am 1. oder 2. Juli unter DM 100,— 

Studenten-Reisedienst Bochum 
Baracke 9 an der Mensa 

Telefon 71 39 80 - 7014 57 

Abteilungs- 

teach-in 
In den nächsten beiden Wochen 
finden sechs Abteilungsveranstal- 
tungen des Projektbereichs Leh- 
rerausbildung statt. Auf diesen Ver- 
anstaltungen wird durch fachspezi- 
fische Flugblätter des Projektbe- 
reichs in Zusammenarbeit mit den 
Fachschaften noch gesondert hinge- 
wiesen. 

Nach einer Diskussion über die 
Konsequenzen, die sich gemäß Info 
2 für die einzelnen Fächer ergeben, 
sollen fachlich ausgerichtete Ar- 
beitsgruppen des Projektbereichs 
gegründet werden (vgl. Plattform, 
Teil V). Während der Kampagne 
gegen das Hochschulrahmengesetz 
(Ende Mai) könnten diese Gruppen 
erste intensive Arbeit leisten, die 
dann in jeweils wöchentlichen Sit- 
zungen fortgeführt werden sollte. 
Wir rufen alle Lehrerstudenten 
auf, sich im Projektbereich zu or- 
ganisieren. Teilt Euch die Arbeit! 
Nur vereint sind wir stark! 

Und hier die bisher bekannten 
Termine: Geschichte: Do., 6. 5., 14 
Uhr, GA 03/149; Fremdsprachen: 
Di., 11. 5., 14 Uhr, HGA II; Geo- 
graphie: Mi., 12. 5„ 11 Uhr; Natur- 
wissenschaften (Physik-Biologie- 
Chemie): Di., 18. 5., 10 Uhr. 

Die Termine für Germanistik und 
Mathematik liegen noch nicht fest. 

"Fortunately, it's not only my nose." 

■ Offene 

0 Frage 

Merkwürdige Dinge kann man le- 
sen, wenn man einen „contrapunkt" 
geschenkt bekommt. Zum Ver- 
ständnis: „contrapunkt" ist das 
Zentralorgan der BSU! Genau wie 
bei der Kompositionsform gleichen 
Namens fügen sich widersprüchli- 
che Dinge zu einem harmonischen 
Ganzen. So kann man z. B. in der 
letzten Ausgabe im letzten Kom- 
mentar auf Seite 2 ein flammendes 
Bekenntnis zur parlamentarischen 
Demokratie finden — respektive 
mit kritischer Distanz, wie es sich 
für einen aufrechten Demokraten 
geziemt — ein Bekenntnis zur plu- 
ralistischen Gesellschaft — wenn 
ich richtig interpretiere. 

Dagegen nun wird auf Seite 1 
schonungslos entlarvt, wie die lin- 
ke Mehrheit im vds, auf den die 
DSU nach dem Eingehen des ads 
wieder scharf ist, zustande gekom- 
men ist und welche fürchterlichen 
Folgen — wieder: wenn ich richtig 
interpretiere — eine Wahl nach 
parlamentarischen Spielregeln zei- 
tigen kann. 

Sollte die kritische Distanz sich 
auf das unzulängliche Wahlverfah- 
ren richten? Ist ein Wahlverfahren 
unzulänglich, wenn Gefahr besteht, 
o heiliger Pluralismus, daß linke 
Gruppen gewählt werden? 

Wenn also keinen Sozialismus, 
keinen Pluralismus: was dann? De- 
mokratie scheidet mit Pluralismus 
dann ja auch aus: was denn jetzt 
eigentlich? 

Hans-Heinz Holz erhält 

Lehrstuhl in Marburg 
Am 23. April wurde der Marxist 
Holz, Schüler von Bloch, auf den 
Lehrstuhl für Philosophie II in 
Marburg berufen. Angesichts des 
immer wieder heraufbeschworenen 
Wissenschaftspluralismus ist der 
vorausgegangene Streit um einen 
Ruf des Wissenschaftlers nach Ber- 
lin bezeichnend. Der Berliner Wis- 
senschaftssenator Stein hatte sich 
geweigert, Holz zu berufen. Darauf- 
hin mißbilligte das Konzil der FU 
Berlin diese Entscheidung, sogar 
der anstatt Holz in Erwägung gezo- 
gene Kanidat Dr. Wellmers wandte 
sich dagegen, daß Holz durch den 
Willkürakt des Wissenschaftssena- 
tors übergangen wurde. Das mit 
dieser Berufung der Fall Holz noch 
nicht abgeschlossen ist, zeigen die 
Vorwürfe, die vornehmlich aus 
CDU-Kreisen hinsichtlich der wis- 
senschaftlichen Qualifikation Holz' 
laut werden. „Pluralismus" klingt 
zwar verbal unheimlich gut, sobald 
er jedoch praktiziert werden soll, 
ist Schluß, zumindest bei Linken. 

Kaufen Sie 
Tabak ■ Zeitungen 
Spirituosen 
Lebensmittel 
Brot + Backwaren 

Jrinkhatte Kofihoff 
(Mensaparkplatz) 
Neu: 

ßusfahrkarten alter Art 
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Wohnkampagnen 

in NRW 
TU Aachen: 1000 Studenten (von 
1400) der Wohnheime im Mietstreik. 
Dadurch konnten die Studentenver- 
treter im Studentenwerk, dem Trä- 
ger der Heime ihr Veto gegen Miet- 
erhöhungen einlegen. Das Studen- 
tenwerk Aachen mußte daraufhin 
Konkurs beantragen. Das Ministe- 
rium macht einen Zuschuß von der 
Erfüllung des Prinzips der Kosten- 
deckung (= höhere Mieten) abhän- 
gig. Die Heime streiken seit einem 
Jahr. 
Uni Bonn: Streik gegen Mieterhö- 
hungen angedroht, dadurch vorläu- 
fig höhere Mieten verhindert. 
Uni Bielefeld: Zu erwartende Miet- 
erhöhungen in privaten Heimen 
werden zu Kampfmaßnahmen füh- 
ren. 
Die ständigen Mieterhöhungen in 
Wohnheimen haben nicht nur in 
Bochum zu aktiven Kampfmaßnah- 
men und Mietstreiks geführt. 

Immer mehr Heimbewohner er- 
kennen als Hintergrund der stei- 
genden Mieten das kapitalistische 
Prinzip der Wirtschaftlichkeit und 
Kostendeckung, dem sich die Wohn- 
heime beugen müssen, sowie das 
Subsidiaritätsprinzip, das privaten 
Heimträgern immer den Vorrang 
vor dem Staat gibt. 
Die politische Stoßrichtung der 
Mietkampagnen wird manchen 
Leuten unbequem. CDU-Abgeord- 
neter im Bundestag Wohlrabe, ge- 
nannt „Übelkrähe", brachte vor 
kurzem eine Kleine Anfrage zur 
Situation in den Studentenwohn- 
heimen ein. Zwecks näherer Prü- 
fung wurde ein Fragebogen an die 
Länder von diesen an alle Unis 
geschickt. Die Fragen zielen klar 
darauf ab, studentische Kampf- 
maßnahmen zu kriminalisieren. Ei- 
nige Beispiele aus dem Fragebo- 
gen, der durch Zufall in die Hände 
der ASten gelangte: 

Frage 2: „Richteten sich diese 
Mieterstreiks gegen all zu hoch 
empfundene Mieten oder lagen ih- 
nen politische Motive und Ziele zu- 
grunde?" 
Frage 5: „Ist bekannt, daß über die 
Vergabe von Zimmern in verschie- 
denen Studentenwohnheimen prak- 
tisch linksextreme Studentengrup- 
pen entscheiden, die die Vergabe 
von sozialistischer Gesinnung und 
Bewährung in der Basisarbeit ab- 
hängig machen? Welche Schlußfol- 
gerungen sind daraus gezogen wor- 
den bzw. werden vorgeschlagen?" 
Frage 6: „Ist bekannt, daß in ei- 
nigen Studentenwohnheimen an- 
dersdenkende Studenten durch 
Drohung, Nötigung oder Gewalt 
zum Verlassen der Heime gezwun- 
gen werden und daß ihnen durch 
die Heimträger und durch die Po- 
lizei kein Schutz vor rechtswidri- 
gen Angriffen gewährt wird? Wel- 
che Maßnahmen werden ggf. vor- 
geschlagen?" 

Honnef wird abgeschafft, die 

Mitbestimmung zerschlagen 

Das 2. Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFÖG) wird voraussichtlich im Oktober in Kraft 
treten und die bisherige studentische Förderung nach den Honnef-Richtlinien ersetzen. Neben 
vielen Kritikpunkten (Familienabhängigkeit, kein Zusatzdarlehen mehr, Leistungsnachweise, 6- 
Semester-Kurzförderung [vgl. BSZ Nr. 75]), ist für die geförderten Studenten die Frage der 
Verwaltung und Organisation der Ausbildungsförderung von großer Bedeutung. 

Bisher hatte das Deutsche Stu- 
dentenwerk e. V. (in Bochum das 
„Akademische Förderungswerk") 
die Honnef-Anträge bearbeitet und 
die Gelder ausgezahlt. Die Aufsicht 
über die Vergabe der Stipendien 
führte an jeder Uni ein sog. 
„Hauptförderungsausschuß". Er ist 
besetzt aus 3 Verwaltungsbeamtcn, 
2 Professoren, 1 Assistenten und 3 
Studenten (in Bochum ist einer da- 
von immer der AStA-Sozialrefe- 
rent). In dem BAFÖG wird der Uni 
die Verwaltung völlig entzogen. 
Vom Land werden in der städt. Ver- 
waltung neue Ausbildungsförde- 
rungsämter eingerichtet. Dort wird 
künftig der Student seinen Antrag 
auf Förderung einreichen müssen 
und nicht wie bisher an der Uni. 
Diesem Landesamt wird kein ver- 
gleichbares Gremium wie der drit- 
telparitätischc Hauptförderungs- 
ausschuß vorgeschaltet sein. Zwar 
werden noch sog. „Förderungsaus- 
schüsse" existieren, aber sie haben 
nur noch Hilfsfunktionen für die 
Förderämter, die allein entscheiden 
und sich nicht an die Vorschläge ei- 
nes „Förderungsausschusses" zu 
halten brauchen. Die Förderungs- 
ausschüsse werden „durch die zu- 
ständige Landesbehörde" berufen 
(§ 42,2); ihnen gehören je ein Be- 
amter, Professor und Student an. 
Der Förderungsausschuß gibt „gut- 
achtliche Stellungnahmen" in be- 
sonderen Fällen ab (§ 43,1): bei 
Förderung über ersten Abschluß 
hinaus, bei der Deckung besonde- 
rer Aufwendungen, bei Überschrei- 
ten der Förderungshöchstdauer. 
Aber selbst dann kann das Förde- 
rungsamt „von einer gutachtlichen 
Stellungnahme aus wichtigem 
Grund (?) abweichen ..." (§ 43,3). 
Alle Macht den Bürokraten! Wie 
schmackhaft uns die Formierung 
gemacht wird: Wir haben jetzt ge- 
setzlichen Anspruch auf Förderung, 
dafür so gut wie keine Mitbestim- 
mung mehr in Fragen wer, wie und 
unter welchen Bedingungen geför- 
dert wird. Im Kommentar zu dem 

SPD-Gesetzentwurf heißt es zur 
Berufung der Förderausschüsse: 
„Durch die Berufung soll sicherge- 
stellt werden, daß über die perso- 
nelle Besetzung der Ausschüsse 
keine Zweifel bestehen können." 
Klarer sagt es der CDU-Kommen- 
tar: „Die Studentenwerke wurden 
in die Verwaltung der Ausbildungs- 
förderung nicht cinbczogen. Der 
Gesetzgeber verwirklicht damit ei- 
nerseits eine einheitliche Verwal- 
tungsstruktur bei der Durchfüh- 
rung der Ausbildungsförderung. 
Andererseits wird wohl auch der 
Tatsache Rechnung getragen, daß 
in den vergangenen Jahren radika- 
le Studentengruppen durch die 
Einflußnahme in den Studenten- 
werken in zunehmendem Maße 
versuchten, auch die Durchführung 
der Ausbildungsförderung im Sin- 
ne ihrer Ideologien umzufunktio- 
nieren." 
Mitbestimmung bzw. „Mitwirkung" 
ist so lange erlaubt, wie sie zu 
den Ergebnissen führt, die vom 
Staat und den Monopolen er- 
wünscht sind. Sobald wir Mitbe- 
stimmungspositionen für unsere 
Interessen gegen die der Konzerne 
und Monopole ausnutzen, werden 
sie uns entzogen. 
Dieselbe Politik seitens der Herr- 
schenden wird in der Frage des 
„Beirates" deutlich. In diesem Gre- 
mium, das eine konzertierte Ak- 
tion im Ausbildungsbereich ist, sit- 
zen Profs, Beamte, Eltern, Studen- 
ten, „Arbeitgeber" und Arbeitneh- 
mer. Sie sollen das Ministerium 
bei der Durchführung und weite- 
ren Ausgestaltung des Gesetzes be- 
raten. So kann der Staat auftau- 
chende Konflikte (zwischen Un- 
ternehmern einerseits und Arbeit- 
nehmern, Studenten, Eltern ande- 
rerseits) früher erkennen, be- 
schwichtigen und möglichst bevor 
solche Konflikte an der Basis (Unis, 
Schulen etc.) zu Auseinanderset- 
zungen führen, Gegenmaßnahmen 
ergreifen, die das Austragen der 
Konflikte verhindern sollen. Wenn 

aber sich in dem Beirat selbst eine 
entschlossene Front (z. B. aus Stu- 
denten, Arbeitern, Eltern und pro- 
gressiven Professoren) bilden soll- 
te, die ihre Informationen veröf- 
fentlicht und zur Mobilisierung der 
Betroffenen beiträgt, so kann der 
Minister seinen „Beirat" schlank- 
weg nach Hause schicken. Denn er 
ist nicht verpflichtet, einen Beirat 
zu bilden, sondern es ist ihm über- 
lassen, ob er es tut oder nicht. Klar 
heißt es im Kommentar der SPD: 
„Die Errichtung eines Beirates ist 
nach dem Entwurf nicht mehr zwin- 
gend vorgeschrieben, sondern dem 
Ermessen des zuständigen Bundes- 
ministers anheimgestellt. Dies ist 
auf die Absicht der Bundesregie- 
rung zurückzuführen, Beiräte und 
andere Beratungsgremien nicht 
mehr gesetzlich zu begründen, um 
sie leichter auflösen zu können, 
wenn die Notwendigkeit zur Bera- 
tung der Regierung in den jewei- 
ligen Angelegenheiten nicht fort- 
besteht." Um die Formierung in 
der Ausbildungsförderung zu ver- 
schleiern, werden hier und da ein 
paar scheindemokratische Gremien 
errichtet, deren Bedeutungslosig- 
keit für uns schon jetzt klar auf 
der Hand liegt. Aber selbst das 
bißchen Demokratie, was in der 
Ausnutzung solcher „Mitwirkungs- 
positionen" liegt, ist den Herrschen- 
den noch verdächtig, die Auflösung 
ist im Zweifelsfalle schon anvisiert. 
Der Kampf gegen das neue BAFÖG, 
den der vds zusammen mit ande- 
ren Organisationen (BÄK, DSW, 
WRK, GEW) führt, wird in diesem 
Semester auf Uniebene intensiviert. 
Die ASten in NRW planen die Her- 
ausgabe eines Infos, später wird 
eine Streik - Informations - Woche 
stattfinden. Nur die massive Teil- 
nahme daran und die Basisunter- 
stützung der Politik, die der vds 
auf zentraler Ebene macht, hat noch 
die Möglichkeit, an diesem Gesetz 
etwas zu ändern. Betroffen sind 
alle Honnef-Geforderten. 

Rainer Stollmann 

Frage 7: „Ist bekannt, daß Mobi- 
liar aus Studentenwohnheimen 
zum Gebrauch in Studentenkom- 
munen gestohlen wurde? Mit wel- 
chem Erfolg sind solche Diebstäh- 
le verfolgt worden?" 
Auf Druck der ASten und der 
Heimbewohner ist dieser Fragebo- 
gen zumeist unbeantwortet zurück- 
geschickt worden. Der Sachbear- 
beiter der Ruhr-Universität, Herr 
Gesthuysen, hat sich auf Nachfrage 
des AStA ebenfalls bereit erklärt, 
den Fragebogen kommentarlos zu- 
rückzusenden. Die NRW-ASten 
werden gemeinsam in einer Presse- 
erklärung die Wohlrabe-Diffamie- 
rungen zurückweisen, so daß sich 
dieser Schrieb als Bumerang er- 
weisen wird. Gleichwohl müssen 
alle Heimbewohner, die wegen ih- 
rer berechtigten Forderungen strei- 
ken, mit weiteren Kriminalisie- 
rungsversuchen rechnen. 

Rainer Stollmann 

Statt SP: Studentenrat 
Das Studentenparlament ist tot — Es lebe der Studentenrat! So hat schon 
mancher gerufen. Doch bevor man ein neues Modell der studentischen Legis- 
lative aufbaut, sind mehrere Probleme zu klären: 

Problem 1: LEGITIMATION 
DURCH WAHLEN — Es wäre ein- 
facher, wenn irgendwie immer die 
hochschulpolitisch aktiv arbeiten- 
den Gruppierungen an den Ent- 
scheidungen beteiligt werden könn- 
ten. Eine neue Studentenschafts- 
satzung würde aber nur dann ge- 
nehmigt, wenn die Studentenver- 
tretung, die rechtlich relevante Be- 
schlüsse faßt (AStA, Haushalt), aus 
gleichen, freien usw. Wahlen her- 
vorgegangen ist. 

Problem 2: WIE WÄHLEN? — 
Ohne übertrieben „demokratisch" 
zu sein, muß doch vermieden wer- 
den, daß sowohl 919 Wähler in 
Abt. 5 als auch nur 10 Wähler in 
Abt. 19 je einen Direktkandidaten 
bestimmen (so letzte SP-Wahl). 

Problem 3: WEN WÄHLEN? — 
Es ist nicht erforderlich, nur nach 
Wahllisten irgendwelche Funktio- 
näre zu wählen. Die gleichzeitige 
Wahl von Fachschaf tsratsvorsitzen- 
den wäre aber nur bei halbjährlicher 
Wahl möglich. Die gleichzeitige 
Wahl von UP-Mitgliedern ist juri- 
stisch nicht zulässig und politisch 
äußerst unerwünscht. 

Problem 4: BETEILIGUNG VON 
ARBEITENDEN GRUPPEN UND 
PERSONEN. — Besser als das SP 
wären Fachschaftsvertreterkonfe- 
renzen, weil es dort noch um kon- 
krete politische Arbeit geht. Noch 
besser wäre die Einbeziehung von 
Arbeitsgruppen, die sich z. B. spon- 
tan nach einer Vollversammlung 
bilden, da diese Leute aktiv arbei- 
ten wollen. 

Modell eines Studentenrates 
Zusammensetzung: — ca. 25 aus 
unmittelbaren Wahlen hervorge- 
gangene Vertreter, 
—, Fachschaftsvertreter, 
— Vertreter von arbeitenden Grup- 

pen. 
Diese Zusammensetzung umfaßt 

alle an der Hochschulpolitik betei- 
ligten Gruppierungen. Durch einen 
solchen Studentenrat wäre zumin- 
dest theoretisch — im Gegensatz 
zum SP — eine Festlegung und 
Kontrolle der Hochschulpolitik 
möglich. 

Aufgaben: Die AStA-Wahl und 
die Verabschiedung des Haushalts 
kann aus juristischen Gründen nur 
von den unmittelbar Gewählten er- 
folgen. Doch gerade die hierüber 
hinausgehende und vom Studenten- 
parlament nicht mehr wahrnehm- 
bare Aufgabe kann durch ein poli- 
tischeres Gremium gelöst werden: 
Kontrolle der AStA- und Fach- 
schaftsarbeit. 

Ein solcher Studentenrat würde 
in mehrfacher Hinsicht ein Umden- 
ken erforderlich machen: 

# Der SR ist ein Gremium, das aus 
verschieden berechtigten Gruppen 
besteht. 
# Im SR sind Gruppen zur Zusam- 
menarbeit gezwungen, die bisher 
nur gegeneinander gearbeitet ha- 
ben. 
# Die Kontrolle und Festlegung 
der AStA- und Fachschaftsarbeit 
setzt für alle Beteiligten ein kon- 
kretes Arbeitskonzept voraus, wel- 
ches z. Z. nur bei den AStA-Funk- 
tionären vorhanden ist. 
# Alle Mitglieder des SR müssen 
durch aktive Fachschafts- oder 
Gruppenarbeit zur Entscheidung 
über die studentische Hochschulpo- 
litik legitimiert sein. 

Die Wahlen für das nächste SP 
sind schon angesetzt. Wenn trotz- 
dem die politische Entscheidungs- 
macht diesem Gremium weggenom- 
men werden soll, dann müssen 
möglichst schnell Sitzungen des 
provisorischen Studentenrats ein- 
berufen werden, um dessen Funk- 
tionsfähigkeit empirisch festzustel- 
len. ee 

Uni-Bibliothek, 3. 5. 71, 14.45 Uhr, Regalreihe 20, Nähe Nordkern 

■ Drb/s-in 

■ erfolgreich 

Das AStA Drive-in zu den G-Ge- 
bäuden hatte den gewünschten Er- 
folg. Die Parkplätze wurden plötz- 
lich benutzbar — natürlich wie „ge- 
plant, ganz unabhängig von der 
AStA-Aktion", wie uns Oberhaus- 
meister Vogl versicherte. Zwei Ta- 
ge vorher war es allerdings noch 
„völlig unmöglich", die Schranken 
zu öffnen. Jetzt wird die Schranke 
erst dann geschlossen, wenn die G- 
Parkplätze wirklich belegt sind. Es 
hat dann auch für uns keinen Sinn 
mehr, hineinzufahren und even- 
tuell den Baustellenverkehr zu be- 
hindern. Die Arbeiter arbeiten im 
Akkord. Dafür, daß die Schranke 
solange geöffnet bleibt wie noch 
Parkplätze vorhanden sind, wird 
der AStA des öfteren die Parkplät- 
ze kontrollieren. 

Nach der Öffnung der Schranke 
hatte der Rektor nichts eiligeres zu 
tun, als auf seine Weise auf die 
Parkregelung hinzuweisen (Flug- 
blatt und Presse vom 29.4.71). Schön 
wurde dabei der eigentliche Grund, 
um den es ging, nämlich die Park- 
ausweismauschelei verschwiegen. 
Angespielt wurde aber in altbe- 

kannter Manier auf die „faulen 
Studenten", die nicht laufen wol- 
len. Am Ende dann noch ein biß- 
chen Kriminalisierung: „Der not- 
wendige Schutz der Bediensteten 
erfordert gegen solche Handlungen 
(Drive-in/AStA) die erforderlichen 
Maßnahmen, die in einem Rechts- 
staat hierfür zur Verfügung stehen. 
„Woher" solche Handlungen rüh- 
ren, warum sie durchgeführt wor- 
den sind, das interessiert Herrn 
Faillard nicht weiter. Auch kein 
Wort darüber, daß die zu schützen- 
den Bediensteten absichtlich den 
Schlagbaum auf einen Kühler fallen 
ließen, daß ein LKW-Fahrer ab- 
sichtlich mit Vorder- und Hinterrad 
den rechten Kotflügel, Stoßstange, 
Rücklicht eines VW zermalmte. Kri- 
mineller Störenfried ist für das 
Rektorrat nicht, wer Mißstände 
schafft (Rektor, Kanzler), sondern 
wer sie abschafft. 

Noch ein Wort an schwerbeschä- 
digte Studenten: Parkausweise gibt 
es für Euch bei Eurem Dekan. Er 
hat genug! Wer dort keinen mehr 
bekommt, teile dies dem AStA mit. 

rst 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen .... 

Reparaturen an allen fiutos 

gU> sehnM preiswert 

C. (VI. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 43 36 

Service 

Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren - und tauschen nicht nur aus! 

Wissenschaftsrat besucht die RUB 
Viele Studenten sind skeptisch, wenn man ihnen zu erläutern versucht, daß 
Hochschulgesetze dazu dienen, den Einfluß des Staates und der Unterneh- 
merinteressen in der Universität zu ermöglichen. Dieser Einfluß war schon 
immer gegeben, z. B. über direkte Forschungsaufträge der Industrie. Diese 
Methode war dem Staat jedoch auf die Dauer nicht systematisch genug, 
deshalb mußten die Hochschulgesetze her, die solchen Einfluß legalisierten. 
Wie dieser Einfluß Zug um Zug verstärkt wird, zeigt sich derzeit am konkreten 
Fall: Der Wissenschaftsrat besucht die Universität und ist am 24./2S. Juni auch 
in Bochum „zu Gast". 

wollen sie sich allerdings nicht kon- 
frontiert sehen. Nach Beendigung 
der „Besuche" sind „Schlußbespre- 
chungen" in den jeweiligen Kultus- 
ministerien vorgesehen, um „erste 
Folgemgen aus den Bespre- 
chungsergebnissen zu ziehen". 

Es wird also auch in Bochum end- 
gültig ernst. Unser Vorschlag: in 
der Woche des Aktiv-Streiks gegen 
das Hochschulrahmengesetz werden 
in allen Abteilungen von Seiten der 
Studenten, ggf. in Zusammenarbeit 
mit progressiven Assistenten, Stel- 
lungnahmen zu den Fragen des 
Wissenschaftsrates erarbeitet. Der 
genaue Text, mit dem sich der Wis- 
senschaftsrat eingeladen hat, ist 
den Fachschaften zugegangen. Er- 
arbeitet Diskussionsbeiträge! Über- 
legt, wie man den Besuch würdig 
empfangen kann! 

Der Wissenschaftsrat treibt sein 
Unwesen schon seit 1957. Nicht zu- 
letzt seinen falschen Prognosen ist 
es zu verdanken, daß in diesen Jah- 
ren die Hochschulkapazitäten un- 
ter den „Studentenlawinen" zusam- 
menbrechen. Gerade auch deshalb 
forderten BÄK und VDS seine Auf- 
lösung. Wissenschaftsminister 
Leussink dagegen, selbst jahrelang 
Vorsitzender dieses Gremiums und 
von daher in den Augen der SPD 
besser für das Ministeramt „quali- 
fiziert" als jeder Vertreter der eige- 
nen Partei, wollte dem Wissen- 
schaftsrat in seinem ersten Hoch- 
schulrahmengesetzentwurf sogar 
Koordinationskompetenzen im ge- 
samten Hochschulbereich zuweisen. 

Ein Blick auf die Zusammenset- 
zung dieses Gremiums zeigt klar 
auf, wessen Interessen es vertritt. 
16 Mitglieder bestellen die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG), 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

und Westdeutsche Rektorenkonfe- 
renz (WRK) gemeinsam, weitere 
sechs „Persönlichkeiten des öffent- 
lichen Lebens" benennen Bund und 
Länder. Die DFG verdankt nach 
eigener Aussage ihre heutige Ge- 
stalt der Einsicht, daß „Wissen- 
schaft, Staat und Wirtschaft ver- 
trauensvoll Hand in Hand arbeiten" 
müssen. 80 Prozent der Mittel wer- 
den aus öffentlichen Haushalten be- 
reitgestellt, der Rest von Organisa- 
tionen wie dem Stifterverband, 
einer Organisation der Wirtschafts- 
verbände, die „in der Erkenntnis 
der außerordentlichen Bedeutung 
der Wissenschaft für die Wirt- 
schaft" gegründet wurde. Ange- 
sichts dieser Verhältnisse mißt die 
DFG mit Recht der „Zurückhaltung 
der staatlichen Stellen" bei Vertei- 
lung und Kontrolle dieser Mittel 
besondere Beachtung zu. Die Kon- 
sequenz kann nur sein, daß die In- 
teressen der anderen Geldgeber um 
so stärker berücksichtigt werden. 
Die MPG arbeitet in Forschungsin- 
stituten und ist von der DFG ab- 
hängig. Die WRK, das Gremium der 
Rektoren und Präsidenten, ist na- 
türlich von ihrer Zusammensetzung 
und Interessenlage her nicht fähig, 
ein Korrektiv zu sein. 

Diese Institutionen nun benennen 
fast drei Viertel der Wissenschafts- 
rats-Mitglieder. Da auch die restli- 
chen 6 Vertreter so ausgesucht wer- 
den, daß alle Teile unserer „plurali- 
stischen Gesellschaft" Berücksichti- 
gung finden, bleibt als „demokrati- 
sches Feigenblatt" in diesem Gre- 
mium meist gerade ein altgedienter 
Gewerkschaftsfunktionär übrig (zu- 
letzt Rosenberg). Für eine überwäl- 
tigende Mehrheit von Vertretern 
der Industrie und Wirtschaftsver- 
bände ist also gesorgt! 
Als Ziele des Besuchs werden ge- 
nannt: Information „der Hochschu- 
le" über die Bestrebungen des Ra- 
tes, Stellungnahme der Hochschu- 
len, Besprechung „besonderer Pro- 
bleme". Die Gesprächsthemen wer- 
den mit knappen und präzisen Fra- 
gen umrissen: gibt es detaillierte 
Studienpläne? Gibt es bereits 2- bis 
3-jährige Studiengänge? Ermögli- 
chen die Studiengänge eine Einhal- 
tung der Studienzeiten? Gibt es be- 
reits eine obligatorische Studienbe- 
ratung? Welche Pläne zur Einfüh- 
rung des Aufbaustudiums gibt es? 
Diese und andere Fragen machen 
klar, was uns in Kürze erwartet: 
Ausrichtung der Studienpläne und 
-auswahl an den Geboten der Kurz- 
studienzeit und Bedürfnissen der 
Herrschenden, Sicherung der Durch- 
führung dieser „Reform" durch 
Studien„beratung" (sprich: Mani- 
pulation). 

Welchen „Gesprächspartnern" 
sich die Besucher gegenübersehen 
möchten, lassen sie ebenfalls nicht 
im Dunkeln: zu den gerade zitier- 
ten Fragen möchten sie die „Lei- 
tungsgremien der Hochschule" an- 
hören; auch Vertreter von Verwal- 
tung, Bauamt und Planungsgremien 
wünschen sie kennenzulernen. Mit 
mehr als 20 „Gesprächspartnern" 

Die 
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Probeexemplare unverbindlich und ko- 
stenlos durch MONITOR-VERLAG 
GmbH, 4 Düsseldorf, Oststraße 154, 
Postfach 5707 - Anforderungskarten 
liegen dieser Ausgabe bei - 
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Der Treffpunkt für in- u. ausländische Studenten 
im 

. PUNKT • 

Bochum, Hans-Böckler-Str. 26 • Telefon 14632 

Täglich von 14.00 Uhr mittags bis 1.00 Uhr 

nachts geöffnet / Normale Preise 

> Homosexuellen-Emanzipation i 

In der öffentlichen Diskussion zeigt 
sich eine zunehmende Tendenz zur 
Toleranz homosexuellem Verhalten 
gegenüber. Dieses „liberale Klima" 
hat den Homosexuellen aber nicht 
aus seiner Isolation befreit. Die 
teilweise Abschaffung des § 175 als 
eine Art „sexuelle Reform von 
oben" hat bis jetzt so gut wie nicht 
zur Emanzipation des Homosexuel- 
len beigetragen. 

Deshalb hat sich an der RUB An- 
fang Dezember eine Gruppe homo- 
sexueller Studenten zusammenge- 
funden. Sie verfolgt mit iher Ar- 
beit 2 Ziele: zunächst einmal will 
die Gruppe durch Diskussionen in- 
nerhalb der „outgroup" homosexu- 
elle Kommilitonen (-innen) aus ih- 
rer Isolation holen und ihnen zei- 
gen, daß sie mit ihren Problemen 
nicht allein sind. Weiterhin sollen 
Möglichkeiten gefunden werden, 
Vorurteile der Gesellschaft gegen- 
über Homosexuellen abzubauen. 

„Gesellschaftliche Reaktionen auf 
die Homosexualität basieren offen- 
sichtlich auf der allgemeinen An- 
nahme, daß ein von der Norm ab- 
weichendes Individuum einen Ein- 
zelfall darstellt und als solcher be- 
sonders Beobachtung verdient." 

(Kinsey: Das sexuelle Verhalten 
des Mannes) Das bedeutet: um zu 
einer Emanzipation Homosexueller 
zu gelangen, muß der „Sonderfall" 
homosexuelles Verhalten aus dem 
Bewußtsein der Gesellschaft gestri- 
chen werden. 

Dies wird nur durch eine „sexuel- 
le Revolution" möglich, bei der die 
Homosexualität gleichberechtigt 
neben anderen sexuellen Verhal- 
tensweisen steht. Davon sind wir 
aber immer noch sehr viel weiter 
entfernt, als die Kassandra-Rufe 
der Moralkortanten glauben ma- 
chen wollen. 

Das zeigen auch unsere Erfah- 
rungen. Der Homosexuelle hat 
Angst, als solcher in der Öffentlich- 
keit erkannt zu werden. Wir (d. h. 
die Homosexuelle Aktionsgruppe 
an der RUB) müssen mit dieser 
Angst unserer Kommilitonen (-in- 
nen) rechnen. Deshalb werden wir 
auch weiterhin unsere Diskussions- 
abende nicht öffentlich bekanntge- 
ben. Wer zu uns kommen möchte, 
oder auch nur weitere Informatio- 
nen über uns haben will, kann uns 
über Herrn Peters (Tel. 71-3857) 
vom Studienbüro erreichen. 

H. Scheerer 

TS M Iv 8 

Wahlversammlungs- 

termine 

Abteilungs- 
nummer Raum Zeit 

1 

2 

3 

4 

5 

6* 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 
18 
19 

(bereits gewesen) 

(vorläufig) 

GB 5 

HMA 3 

HGA 2 

HGB 1 

HZO 10 

HZO 10 

11.5., 11.00 

10. 5., 12.30 

11.5., 16.00 

10. 5., 14.30 

14. 5., 10.00 

10. 5., 13.30 

GC 04 (Rote Treppe)/GC 05/606 10. 5., 11.00 

HIC 11.5., 10.15 

(bereits gewesen) 

HZO 20 10. 5., 11.00 

(bereits gewesen) 

(bereits ins Wasser gefallen) 

(bereits gewesen) 

HZO 70 7. 5., 10.00 

(Boykott bereits durchgeführt) 

(bis Redaktionsschluß nicht zu erfahren) 

Anmerkung: 
Dieser Termin ist jedoch unzulässig, da die Wahlversammlungen bis 
zum 11. 5. stattgefunden haben müssen. 

Club Liberitas 
BOCHUM - NORDRING 65 - TELEFON 1 67 35 

Nicht- 
mitgl. Stud. 

Fr 7. 5. 71 
20.00 Uhr 
So 8. 5. 71 
17.30 Uhr 
Di 11. 5. 71 
20.00 Uhr 
Do 13. 5. 71 
20.00 Uhr 
Fr 14. 5. 71 
20.00 Uhr 
Sa 15. 5. 71 
20.00 Uhr 

4- 

10,- 

frei 

frei 

MANOLO LOHNES, Mainz 
Flamenco u. andalusische Zigeunermusik 6,— 
EINMALIGES SONDERGASTSPIEL ! ! ! 
ALEXIS KORN ER, London 10,— 
JENSEITS, Haltern 
Progressive Popmusik frei 
IGNORAMUS, Essen 
Pop-Folklore frei 
ALBERT MANGELSDORFF QUARTETT 
Free Jazz 7,— 
AUSSTELLUNGSEROFFNUNG 
IM SPEKTRUM: 
KLAUS STEINMANN, Berlin frei 
JAN HUYDTS TRIO, Amsterdam 
Pop Jazz 5,— 
CHAMPION JACK DUPREE, 
New Orleans 
Authentischer Blues der 30er Jahre 8,— 
NEW JAZZ FOUR, Dortmund 
Free Jazz 4,— 
BRIGITTE LEBAAN und 
ALFONS NOWACKI 
Chansons, Moritaten, Balladen von 
Brecht, Prevert, Graßhoff, Tucholsky 
und Friederike Kempner 5,— 

Mittwochs von 17.00 bis 19.00 Uhr KOSTENLOSE BERATUNG 
FÜR WEHRUNWILLIGE 
Der Club Liberitas ist täglich ab 19.00 Uhr für jedermann geöffnet. 
Öffnungszeiten der Galerie SPEKTRUM: täglich von 15.00 bis 19.00 Uhr. 

Sa 15. 5. 71 
20.00 Uhr 
Mi 19. 5. 71 
20.00 Uhr 

Fr 21. 5. 71 
20.00 Uhr 
Sa 22. 5. 71 
20.00 Uhr 

5- 

frei 

3,— 

6- 

2,50 

3,— 

Mt Iahte wiedee 

Übungsbedingungen in Abt. VI 

Zu jedem Semesteranfang versuchen irgendwelche Professoren oder Privat- 
dozenten von neuem, in ihren Übungen wieder die alten, längst überholten 
Bedingungen einzuführen. Und in jedem Semester müssen die Übungsteil- 
nehmer erneut mehr oder weniger massiv auf ihre Rechte hinweisen. Die 
Herren Übungsveranstalter entschuldigen sich dann meist damit, sie hätten 
ihre letzte Übung schon vor längerer Zeit abgehalten oder noch nie so 
etwas gemacht, oder aber, solche „Übungsbedingungen" wären doch ganz 
normal. 

Sie wollen, daß die Übungsteil- 
nehmer sich willkürlich in Gruppen 
einteilen lassen, daß jeder Profes- 
sor für „seine" Gruppe eigene Ar- 
beiten und Aufgaben stellen darf, 
daß die Klausuren in riesengroßen 
Hörsälen und unter der Aufsicht 
möglichst vieler Assis und Hiwis 
geschrieben werden usw. 

Derart beschissene Bedingungen 
sind aber schon vor mehr als 3 Se- 
mestern erfolgreich bekämpft wor- 
den; und doch versucht regelmä- 
ßig irgendjemand, sie trotzdem wie- 
der einzuführen. 

So gab es auch in diesem Seme- 
ster wieder einige Herren, die für 
jede Übungsgruppe verschiedene 
Aufgaben stellen wollten, die Klau- 
suren in der Reihenfolge schrei- 
ben lassen wollten, daß man schon 
die nächste schreiben mußte, ohne 
zu wissen, ob das Ergebnis der vor- 
hergehenden nicht schon ausrei- 
chend war etc. 

Die Übungsteilnehmer hatten 
dann in der ersten Übungsstunde 
dieser Herren nach langer Diskus- 
sion mit einem der Übungsleiter 
folgendes beschlossen: 
1. Es ist eine zweite Hausarbeit im 

Semester auszugeben, 

2. die erste Klausur wird erst in 
der zweiten Übungsstunde ge- 
schrieben, 

3. jede Klausur, außer der ersten, 
muß für alle Teilnehmer die glei- 
che sein. 

4. eine Klausur ist nur dann zu 
schreiben, wenn die vorhergegan- 
gene zurückgegeben worden ist. 
Folgender Antrag wurde auch 

einstimmig angenommen: Die erste 
Klausur wird in drei thematisch ge- 
gliederten Gruppen geschrieben. 
Die Einteilung ist eine Richtlinie. 
Die restlichen Klausuren werden 
mit dem gleichen Thema für alle 
geschrieben. Sie sollen, soweit es 
möglich ist, in einem Hörsaal ge- 
schrieben werden; wenn nicht, dann 
finden diese drei Klausuren in den 
drei angegebenen Räumen statt. 
Die Wahl des Raumes steht den 
Übungsteilnehmern offen. 

Diese Forderungen sind von den 
Übungsveranstaltern dann auch an- 
erkannt worden. Wir werden aber, 
however, auch in den kommenden 
Semestern uns hier keine Abstri- 
che gefallen lassen; sollte dennoch 
ein solcher Versuch unternommen 
werden, so wissen die Übungsteil- 
nehmer jetzt wenigstens, wie sie 
auf solche Provokationen entschie- 
den und massiv zurückschlagen 
können. -krahl- 

Duldet keine Faschisten 

an der Ruhr-Universität 
Die Faschisten werden immer fre- 
cher. Sie scheuen sich nicht mehr 
davor, offen in Universitätsgebäu- 
den ihr Unwesen zu treiben und 
die universitäre Öffentlichkeit zu 
provozieren. 

Zwei Männer, Mitte dreißig, von 
untersetzter Gestalt, trieben sich 
am vergangenen Donnerstag in der 
Mensa herum. Wie der Student be- 
obachten konnte, spionierten sie dort 
die Räumlichkeiten aus und be- 
lauschten verschiedene Gespräche 
unter den Studenten. Ein besonde- 
res Interesse schienen sie für die 
einzelnen studentischen Gruppen 
zu haben, die dort ihre Bücherti- 
sche aufgestellt hatten. 

Es handelte sich offensichtlich 
um zwei Mitglieder der „Aktion 
Widerstand": An ihren Rockauf- 
schlägen trugen sie mit überhebli- 
chen Stolz das Emblem ihrer fa- 

schistischen Organisation — ein 
„W" auf rotem Untergrund. Sofort, 
nachdem sie erkannt worden wa- 
ren, wurden sie von Studenten und 
AStA-Mitglicdcrn aufgefordert, die 
Mensa und das Unigelände unver- 
züglich zu verlassen. 

Die Faschisten zeigten aber kei- 
ne große Eile und hatten es offen- 
bar auf eine Provokation mit den 
Studenten abgesehen. Erst als sie 
sich einer wachsenden Übermacht 
von Studenten gegenüber sahen, 
zogen sie sich langsam zurück und 
verschwanden in einem roten VW 
(Kennzeichen BO — LD 37). 

Die unverschämte Provokation 
der „Aktion Widerstand" gewinnt 
umso mehr politische Bedeutung, 
als wir aus sicherer Quelle erfah- 
ren haben, daß dies kein Allein- 
gang zweier Faschisten war, son- 
dern daß dies ein geplanter Erkun- 
dungsgang gewesen ist. D. F. H. 

Fachschaft Geschichte 

mit neuen Arbeitsformen 
Die Diskussion über effektive Fach- 
schaftsarbeit wird derzeit auf zwei 
Ebenen geführt. Einerseits gilt es, 
den Kontakt zwischen AStA und 
Fachschaften zu verbessern. Über 
erste erfolgversprechende Ansätze 
wird an anderer Stelle berichtet. 
Andererseits stellt sich für die mei- 
sten Fachschaften das Problem, wie 
sie die Barriere überwinden kön- 
nen, die in vielen Fällen zwischen 
ihnen und den von ihnen vertrete- 
nen Studenten besteht. Es hat sich 
gezeigt, daß der Kontakt über Flug- 
blätter und einmal im Semester 
stattfindende Vollversammlungen 
nur bedingt aufrechtzuerhalten ist. 

Mit dieser Schwierigkeit hat sich 
auch die Fachschaft Geschichte aus- 
einanderzusetzen. Sie kam zur Ein- 
sicht, daß durch das direkte Ge- 
spräch manche Verständigungs- 
schwierigkeiten ausgeräumt wer- 
den können. Da sich zudem das Ver- 
hältnis zu den Assistenten in letz- 
ter Zeit recht positiv entwickelt 
hat, gelang es, in der vergangenen 
Woche eine breite Diskussion in 
den Proseminaren zu führen. Ge- 
genstand der Diskussion war die 
Berufsperspektive für Historiker, 
Grundlage das Info 2 des Projekt- 
bereichs Lehrerausbildung. Audi 
bei den Historikern bleibt für mehr 
als 80 Prozent der Studenten nur 
der Weg zurück in die Schule. Die 
Diskussionen zeigten sehr deutlich, 
wie notwendig und fruchtbar die 
unmittelbare persönliche Informa- 
tion über Bildungsplanung und ihre 
Hintergründe sein kann. Vielen 
Studenten konnte die sozioökono- 
mische Problematik der Verschie- 
bung der schulischen und universi- 
tären Schwerpunkte von den Gei- 
stes- und Gesellschafts- zu den Na- 
turwissenschaften nahegebracht 
werden. 

Von Seiten der Fachschaft wurde 
Wert darauf gelegt, den Histori- 
kern nicht etwa die Aufgabe ihres 

Studiums anzuempfehlen (so leicht 
wird wohl keiner statt Geschichte 
Mathematik studieren können!), 
sondern von der Notwendigkeit 
möglichst alle erfassender Organi- 
sationen zu überzeugen. Dazu soll 
der Projektbercich Lehrerausbil- 
dung dienen. Im Rahmen der Fach- 
schaftsvollversammlung am heuti- 
gen Donnerstag soll eine Abtei- 
lungsgruppe gegründet werden. 

In den Diskussionen kam immer 
wieder zum Ausdruck, daß der 
enorme Leistungsdruck im Studium 
kaum Gelegenheit zu weitergehen- 
dem Engagement lasse. Die Antwort 
darauf: Je mehr Studenten mitar- 
beiten, desto geringer wird der Ar- 
beitsanteil für den einzelnen; und 
was nützt das schönste Examen, 
wenn es den Berufsanforderungen 
nicht genügt und der Arbeitsplatz 
unsicher ist! 

Alle Fachschaften sollten überle- 
gen, ob die hier geschilderte Ar- 
beitsweise in ihrer Situation nicht 
ebenfalls anwendbar ist. Das Ak- 
tionsbündnis mit den Assistenten 
schafft diese Möglichkeit, und auch 
Professoren sind ansprechbar! m-1 

SPD-POLITIK 

GEGEN LINKE 
Offene Diskussion über die 

SPD-Parteiratsbeschlüsse 
zur Aktionseinheit mit 

Kommunisten, 
zu den JUSO-Kongressen 

zur Zusammenarbeit mit d. SHB 
veranstaltet von 

Sozialdemokratischer Hochschuir 
bund SHB 

Junge Garde JG 
Donnerstag, 13. Mai, 18.00 

Baracke 3 (Haus d. Freunde) 
vor der Mensa 

Argumente der „Linken Einheitsliste" 
Im Gemeinsamen Aktionskonzept 
von Assistenten und Studenten 
heißt es: „Prüfungsordnungen dür- 
fen vom UP nur verabschiedet wer- 
den, wenn sie die von der Universi- 
tätskommission für Lehre (UKL) 
verabschiedeten G rundsatzkriterien 
für Prüfungsordnungen enthalten." 

Die Magisterordnung der Abtei- 
lung VIII erfüllt diese Kriterien 
in verschiedenen Punkten nicht. 
Trotzdem ist ihre Verabschiedung 
in den 8-Punkte-Katalog der „Lin- 

ken Einheitsliste" fürs 6-Wochen- 
UP eingegangen. Als ein Vertreter 
des AStA bei der Fachschaftsvoll- 
versammlung Ev. Theol. am ver- 
gangenen Dienstag den anwesen- 
den Spartakisten diesen Wider- 
spruch vorhielt, antwortete Marga- 
rete Farle (Mitglied der UKL!), es 
gelte nicht, Prüfungsordnungen an 
irgendwelchen esoterischen Krite- 
rien zu messen, sondern an den 
„Bedürfnissen" der Studenten! Die 
BSU wirds ihr danken! 

Studienanfänger! 
Das Studienbüro der Ruhr-Universität Bochum 
bietet an: eine kurze 

Einführung 

in die Probleme 

des Studiums 

mit Hinweisen auf bestehende Möglichkeiten zur 
Aufnahme von Sozialem Kontakt 
und Hinweisen auf Studientechniken 
sowie Auskunft über die Hilfe, die das Studienbüro 
jedem Studierenden im Einzelfall bieten kann. 
am Donnerstag, 13. Mai 1971, 18.30 c. t., 
im Hörsaal NB 400. 

Im Anschluß hieran — etwa ab 19.30 Uhr — stehen alle Mitar- 
beiter des Studienbüros für ein Einzel- oder Gruppengespräch in 
den Räumen des Studienbüros IC-FW 04 zu Ihrer Verfügung. 

Ihr Studienbüro 
Beratungsdienst für Studierende 

7 found that rüttle, Mr. Morris, und I think you and 
your lawyer had better get right down here!" 

Klatsch 

Tratsch 

grönländische Walfänger werden 
sich, sobald sie von ihrer frühjahrs- 
fahrt zurück sind, zu einem pro- 
testzug durch die uni formieren, der 
grund: sie glauben, daß der vom 
asta geforderte „walboykott" dazu 
führen könne, daß in der mensa 
kein walfischfleisch mehr verab- 
reicht wird, „das könnte für uns 
den bankrott bedeuten", meinte ein 
Walfänger. 

ßeifen-Vomhardt 

Reifenfachhändler 
Runderneuerungs- 

und Vulkanisierbetrieb 
Deta-Batterielager 

Sonderpreise f. Uni-Angehörige 

463 Bochum • Wittener Str. 449 
Fernruf 55 03 68 

gegenüber Opel-Eingang I 

bochum hat endlich seinen unifeind 
nr. 1: es ist die „zimmermann-eisel 
bände" (bild-zeitung). ihnen wird 
vorgeworfen, einen senat gesprengt 
zu haben, den rektor verunglimpft 
und die ganze uni in den schmutz 
gezogen zu haben, wie ein poiizei- 
sprecher mitteilte, will man die 
ganze bände — die von prominen- 

Hfas schenken1 
geht zu 

Karinsßoulique 
Bochum, Kortumstraße 98 

1000 Kinkerlitzchen 

Marten auf Such! 

ten Persönlichkeiten gedeckt wer- 
den soll — erst einmal in Schutz- 
haft nehmen, dank den aufopfe- 
rungsvollen hinweisen einiger bsu- 
leute ist es der hiesigen polizei 
gelungen, bereits 754 banden- und 
Sippenmitglieder in der ganzen brd 
zu verhaften. 

so manch einer wunderte sich letzte 
woche über das gemeinsame spar- 
takus-fhv flugblatt. wie kam es zu 
dieser plötzlichen annäherung? vor 
drei Wochen bat fred blecher den 
robert farle zu sich nach hause zu 
einem tischtennisspiel, farle ge- 
wann. darauf verwies die dkp auf 
die jahrtausendealte freundschaft 
zwischen liberalen und kommuni- 
sten und lud den fhv zu einem 
flipper-turnier ein. der fhv gewann, 
so tauschte man noch einige höf- 
lichkeitsfloskeln aus und war bald 
fest befreundet, tja, so einfach geht 
das heutzutage, allerdings natür- 
lich nur in einem so kleinen rah- 

Elektronische 

Orgeln 
Ein Klangreichtum 
den man erleben muß. 
Uber 20 verschiedene 
Modelle am Lager. 

Eigener Fachservice 

Fertilitätshemmung 
beim Manne 

Monnl. mögl. verh. Probanden 
z. klin. Erprobung v: fertilitäts- 
hemmendem Injektionspräparat 

ges. Wöchentl. 1 Injektion. 
Unkostenerst. 

Dr. Mauß, 
Tel. Essen 79 91 25 81 

Mo. — Fr. 14.00 — 17.00. 

NIGGEMEYER 

Das vielseitige Fachgeschäft für die Amateur- und Berufsfotografie 

463 Bochum - Luisenstraße 12-14 - Borgmannstraße 2 
Telefon (0 23 21) 1 60 84 - Telex 8 25 709 

FOTO- UND FILMFREUNDE 
werden von uns aufmerksam betreut 
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